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Kr. 18 


Berlin, den 15. September 1935 


16. Jahrgaus 


Der entwertete Pakt 


Vor drei Jahren etwa kam der Nichtangriffs⸗ 
pakt zwiſchen Warſchau und Moskau zuſtande. 
Ob Moskau damals wirklich an einen Erfolg der Aktion 
geglaubt hat, läßt ſich ſchwer ſagen. Wahrſcheinlich hat es 
beim Paktabſchluß weniger an ſein Verhältnis zu Polen als 
an ſeine Beziehungen zu Frankreich gedacht. 
Tatſächlich ift ja auch nicht zuletzt durch den polniſch⸗ruſſiſchen 
Pakt jene Umgruppierung der Mächte ausgelöft worden, die 
ganz weſentlich durch den Einbruch der Sowjetpolitik nach 
Europa gekennzeichnet wird. Warſchau hat durch den 
Pakt mit Moskau zu ſeinem Teil dazu bei- 
getragen, dieſem ſowjetiſchen Einbruch die 
Wege zu ebnen. Denn die außenpolitiſche Selbſtändig— 
keit, die es durch den Abſchluß des Paktes bewies, trug in 
erheblichem Maß dazu bei, Frankreichs damals noch zurück— 
haltende Politik einer Annäherung an die Sowjetunion zu 
beleben. Das aber hatte Polen ganz beſtimmt nicht gewollt; 
Moskau dagegen hatte wohl von vornherein mit einer 
ſolchen Wirkung gerechnet, die ihm den Pakt mit Polen 
erſt wirklich begehrenswert machte. Es hat ſich die Folgen 
des Paktes ſehr gerne zunutze gemacht. Um den Pakt ſelber 


hat es ſich nachher ziemlich wenig gekümmert. x 
Warſchau dagegen ſchien damals große Hoff: 
nungen auf ſeine neue Freundſchaft zu ſetzen. Dieſe 


Hoffnungen haben ſich dann freilich auf keinem Gebiete 
erfüllt. Die ruſſiſchen Aufträge, die die polniſche Induſtrie 
beleben ſollten, gingen nicht ein. Wo immer ſich Polen 
außenpolitiſch zu entfalten verjuchte, ſtieß es auf die Gegner: 
ſchaft Moskaus. Die kulturelle Annäherung, von der man 
in den Flitterwochen des Paktes geredet hatte, blieb, ſoweit 
ſie überhaupt verſucht wurde, eine einſeitige polniſche 
Leiſtung. Aber Warſchau war weiterhin optimiſtiſch, wenn 
der Optimismus mit der Zeit auch etwas krampfhafte Züge 
annahm. Oberſt Beck fuhr nach Moskau, um den Kreml von 
der Ungefährlichkeit der deutſchpolniſchen Entſpannung zu 
überzeugen. Er legte dem Wunſche der Sowjets, in den 
Völkerbund aufgenommen zu werden, kein Hindernis 
in den Weg, und er veranlaßte durch dieſe ſowjetfreundliche 
Haltung eine Reihe anderer, kleinerer Staaten, auf ihren 
Widerſtand gegen dieſe fragwürdige Bereicherung der 
Genfer Inſtitution zu verzichten. Und während ſeines 
Berliner Beſuches ſtimmte der Chor der polniſchen Re— 
gierungsblätter den Ton ſeiner gedämpften Freundlichkeiten 
gegenüber dem weſtlichen Nachbarn ſehr ſorgſam, faſt 
liebevoll, auf die Moskauer Empfindlichkeit ab. 

Es ae erit des Kongreſſes der Kommuniſti⸗ 
ſchen Internationale bedurft, um auch Warſchau 
davon zu überzeugen, daß eine polniſch-ruſſiſche Annäherung, 
die über das notwendige Maß formeller Korrektheit hinaus⸗ 
geht, eine irreale Angelegenheit iſt. Zwar verzichtete die 


polniſche Regierung auch ſetzt noch darauf, ſich in derſelben. 


Weiſe, wie es andere Mächte durch ihre ſcharfen Proteſte 


gegen die bolſchewiſtiſche Zerſetzungsarbeit taten, von 
Moskau zu diſtanzieren. Doch machte ſich in der 
polniſchen Regierungspreſſe immerhin 


eine etwas kritiſchere Einſtellung gegen 
Moskau bemerkbar. In der „Cazeta Polska“ erklärte 
Oberſt Miedzynſki in einem vielbeachteten Aufſatz, daß 


Polen wohl an der Politik des Nichtangriffspaktes mit der 
Sowjetunion feſthalten wolle, daß dabei aber natürlich 
vorausgeſetzt werden müſſe, daß ſich auch die Gegenſeite ent⸗ 
ſprechend verhält. Daß das der Fall iſt, kann niemand be- 
haupten. Die Kommuniſtiſche Internationale denkt nicht 
daran, um der „Heiligkeit“ eines Paktes willen von einer 
Einmiſchung in die innerpolniſchen Verhältniſſe Abſtand zu 
nehmen; und ebenſo wenig ſieht die Moskauer Außenpolitik 
einen Grund, die polniſchen Intereſſen zu ſchonen. Die 
europäiſche Politik hat eine Entwicklung 
genommen, in der dem polniſch-ruſſiſchen 
Pakt keine weſentliche Bedeutung mehr zu— 
kommt. 

Polen befindet ſich ſeinem öſtlichen Nachbarn gegenüber 
in keiner glücklichen Lage. Moskau ſteht ſowohl 
als Partei wie als Staat gegen Polen im 
Angriff. In Kauen herrſcht Karſki. Rumänien iſt dem 
polniſchen Einfluß entglitten. Und die Tſchechei rühmt 
ſich ihrer bolſchewiſtiſchen Freunde. Die baltiſchen Staaten 
entziehen ſich aus begreiflicher Furcht vor eindeutigen Ent— 
ſchlüſſen allen Verſuchen, ſie als machtpolitiſche Baſis zu 
nutzen. Die nordiſchen Länder kommen als aktive Bundes- 
genoſſen weder für noch gegen Polen in Frage. Das Ver— 
hältnis zu Ungarn iſt freundſchaftlich, aber angeſichts der 
gegenwärtigen Situation im Südoſten notwendigerweiſe 
platoniſch. Polen iſt auf drei Seiten von der 
ruſſiſchen Zange umgeben. Daß dieſe Zange 
eigentlich dazu beſtimmt iſt, einen anderen Gegner zu faſſen, 
ändert an der polniſchen Lage nur wenig. Was ſich dem 
Schnittpunkt der beiden Hebel am nächſten befindet, muß, 
wenn die Zange geſchloſſen wird, zuerſt daran glauben. 

Es kommt nur auf die Härte des Widerſtandes an, der 
dem Hebel entgegengeſetzt werden kann. Außenpolitiſch 
bietet der Zuſammenhalt zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen beiden Partnern eine genügende 
Stärke. Innerpolitiſch hat Deutſchland don Moskau her 
nichts zu befürchten; und Polen iſt eben dabei, die ſchwächſte 
Stelle ſeines inneren Widerſtandes gegen die Sprengkraft 
fremder Ideen: feine Poſition in den ukrainiſchen Pro— 
vinzen, den Erforderniſſen der außenpolitiſchen Lage ent— 
ſprechend zu ſtärken. Die Bemühungen am einen Ausgleich 
mit den Ukrainern, die ſchon längere Zeit vor den jetzigen 
Wahlen einſetzten, find zweifellos weniger durch die Er⸗ 
forderniſſe der Wahlen ſelbſt als durch außenpolitiſche Not— 
wendigkeiten bedingt. 

Polen muß ſich in ſeinem Verhältnis zur Sowjetunion 
notwendigerweiſe auf die Defenſive beſchränken. 
Es kann ſich ein offenſives Vorgehen nicht leiſten. 
Aus dieſem Grunde hält es nach wie vor am Nicht⸗— 
angriffspakt feſt, obwohl es inzwiſchen erkannt hat, daß ſich 
mit dieſem Pakt weder das Gift der bolſchewiſtiſchen Zer⸗ 
ſetzung noch der Stoß der Roten Armee aufhalten läßt. Der 
Pakt wurde ſeinerzeit von polniſcher Seite als ein Sieg über 
die deutſch⸗ruſſiſche Zuſammenarbeit gefeiert. Von einer 
ſolchen kann ſchon lange keine Rede mehr ſein. Berlin und 
Moskau werden durch mehr als durch einen Pakt von: 
einander getrennt. Und ein Pakt reicht nicht aus, um 
Warſchau und Moskau an einander zu binden. Dr. K. 
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Geringe Wahlbeteiligung in Polen 


Die Loyalität der deutſchen Volksgruppe 
Der „Rat der Deutſchen in Polen“ hatte es 
Mitte Auguſt in einem Aufruf in das freie Ermeſſen eines 
jeden Volksgenoſſen geftellt, ob er ſich an den Seimmahlen 
beteiligen will oder nicht. Dieſer Parole hat keine einzige 
der politiſchen Gruppen des Deutſchtums in Polen Folge 
geleiſtet. Die „Deutſche Vereinigung“, die einen 
Teil der Deutſchen in Poſen-Pommerellen erfaßt, rückte in 
einem eigenen Aufruf von der Parole des „Rates“ ab und 
forderte ihre Anhänger zur Abgabe ihrer Stimmen für die 
Vertreter des Regierungsblockes auf. Dieſem Beiſpiel 
folgten für die Wojewodſchaft Schleſien die „Deutſche 
NRartes“ und. der. ſoa.. . De f ſ ch. PBolfsplod für 
Schleſien“ mit der an ihre Mitglieder gerichteten Auf— 
forderung, „ſich an den Wahlen zum Warſchauer und 
Schleſiſchen Sejm zu beteiligen“. Die deutſchen Blätter in 
Kongreßpolen und Galizien forderten ebenfalls 
zur Wahlbeteiligung auf. Daß ſich die Jungdeutſche 
Partei gegen einen Wahlboykott ausſprechen werde, 
ſtand von vornherein feſt. 
Dieſe allgemeine poſitive Einſtellung 
des Deutſchtums zum Staat verdient feſtgehalten 
zu werden. Und das um ſo mehr, als es dem Deutſchtum 
von polniſcher Seite wahrhaftig nicht leicht gemacht worden 
iſt, ſich ſo zu entſcheiden. Es iſt bei der Neigung der 
polniſchen Progaganda, den Verzicht einer nichtpolniſchen 
Volksgruppe auf Oppoſition falſch auszulegen, nicht über- 
flüſſig, darauf hinzuweiſen, daß die Wahlbeteiligung der 
deufſchen Volksgruppe keineswegs bedeutet, daß es ſeitens 
dieſer Gruppe keinen Grund mehr zu Beſchwerden über die 
Praxis der polniſchen Minderheitenpolitik gibt. Bei den 
zuſtändigen Stellen in Warſchau liegen zur Zeit mehrere 
deutſche Beſchwerdedenkſchriften, die 3. T. ſchon ſeit langer 
Zeit der Erledigung harren. 
Tote beim Wahlkampf 
Je näher der aeg heranrückte, um ſo ſchärfer 
wurde die Haltung der Regierungspartei 
und der Behörden gegenüber den Trägern 
der Wahlboykottpropaganda. In manchen 
Orten, in denen ſich die Funktionäre der Oppoſition mit 
ihrer Agitation gegen die Wahlbeteiligung allzu ſehr be— 
merkbar machten, gingen die Behörden mit Verboten und 
Verhaftungen vor. Vor allem im Poſener Gebiet 
ſcheint der Widerſtand der Nationaldemokraten vielfach 
ſcharfe Formen angenommen zu haben. Verſchiedentlich iſt 
es dort zu ſchweren Zuſammenſtößen gekommen. Bei dem 
Verſuch eines nationaldemokratiſchen Stoßtrupps, eine 
Wahlverſammlung des Regierungsblockes in Grunow bei 
Wollſtein zu ſprengen, hat es mehrere Verletzte und einen 
Toten gegeben. 
aus dem Poſener Gebiet triumphierend, daß es der 
Oppoſition an vielen Orten gelungen ſei, 
die Durchführung von Verſammlungen des 
Regierungsblocks zu verhindern. 
Der Wahltag ſelbſt iſt in ganz Polen ruhig verlaufen. 
Nur in einigen Orten der Woſewodſchaften Warſchau und 


Poſen hat es einige heftige Zuſammenſtöße zwiſchen Re 


gierungsanhängern und Nationaldemokraten gegeben. In 
verſchiedenen Dörfern des Kreiſes Wirſitz, in Viktorsau, 
Dreidorf, Ferdinandshof und Buchholz, 
drangen endekiſche Stoßtrupps in die Wahllokale ein. Es 
gelang ihnen z. T., die Wahlurnen und ⸗akten zu vernichten. 


Dabei kam es in Viktorsau zu einer Schießerei zwiſchen⸗ 


Polizei und Demonſtranten. 
und mehrere Tote. 


Die Wahlbeteiligung 

Nur 46,5 v. H. der Wahlberechtigten ſind 
zur Wahlurne gegangen. Der Anteil der un⸗ 
gültigen Stimmen war auffällig hoch. Er hat in 
manchen Bezirken 10, 20 und mehr v. H. der abgegebenen 
Stimmen betragen. Das dürfte nicht nur auf die Neuartig⸗ 
keit des Wahlverfahrens zurückzuführen ſein, das die Mög⸗ 
lichkeit zahlreicher Mißverſtändniſſe einſchloß, ſondern zum 
weit größeren Teil auch darauf, daß viele Wahl⸗ 
berechtigte, nicht um einem Kandidaten ihre Stimme zu 
geben, fender einfach deshalb zur Wahlurne gingen, weil 
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Es gab eine Anzahl Verletzte 


Die nationaldemokratiſche Preſſe berichtete 


Fernbleiben als Oppoſition ausgelegt wurde. Es iſt wohl 
kein Zufall, daß keine amtliche Mitteilung über die Zahl der 
ungültigen Stimmen erfolgt iſt. Nur einzelne Teilergebniſſe 
ſind hierüber bekannt. So ſind in der Landeshauptſtadt von 
222 000 abgegebenen Stimmen 52 000, in der Stadt Poſen 


-von 77 000 abgegebenen etwa 200090 Stimmen ungültig 


geweſen. Dieſer Anteil auf das ganze Staatsgebiet um- 
gerechnet, würde über 1,5 Millionen ungültiger Stimmen 
ergeben. Im einzelnen haben die Vomhunderteile der Wahl— 
beteiligung l(einſchließlich der ungültigen Stimmen) in den 
Wojewodſchaften betragen: 


Warſchau 30 Stanislau 44 Tarnopol 59 
Irrerte 23. Mean 4. Muiboogrdokr 45. 
Lodz 37 Krakau 43 Wolhynien 65 
Poſen 38 Lemberg 43 Poleſien 67 
Lublin 40 Pommerellen 46 Schleſien 77 
Warſchau Land 41 Bialyſtok 57 


Demnach iſt die Wahlbeteiligung nur in 6 von 17 Wojewod— 
ſchaften höher als 50 v. H. geweſen. Die Gründe für die 
ſtarken Verſchiedenheiten der Wahlbeteiligung liegen im 
allgemeinen klar auf der Hand. In den überwiegend 
ukrainiſchen Gebieten ſtieg die Wahlbeteiligung 
deshalb über das ſonſt zu erwartende Maß, weil dort neben 
den Kandidaten des polniſchen Regierungsklubs auch eine 
Reihe ukrainiſcher Kandidaten aufgeſtellt worden war; 
es hatte ſich hier alfo ein ukrainiſch⸗polniſcher 
Wettſtreit entwickelt, der beide Seiten naturgemäß zu 
einer ſtärkeren Wahltätigkeit veranlaſſen mußte. Ebenſo 
führte in einigen anderen Landesteilen die Konkurrenz der 
polniſchen mit den dort aufgeſtellten jüdiſchen Kandida⸗ 
ten zu einer Belebung der Wahl. Die weitaus höchſte 
Beteiligungsziffer hat die Wojewodſchaft 
Schleſien aufzuweiſen. 
Die Wojewodſchaft Schleſien 

Hier wurde zugleich zum Warſchauer Sejm und zum 
Schleſiſchen Teilgebietslandtag gewählt. Wahlberechtigt zum 
Warſchauer Seim waren hier 750 000 Perſonen, davon 
haben 577 000 gewählt; das ſind 76,92 v. H. Beſonders hoch 
war die Wahlbeteiligung in den großinduſtriellen Bezirken. 
Weſentlich geringer war fie dagegen im Wahlkreis Bieliß- 
Biala, wo von 159 000 Wahlberechtigten nur 90 000 zur 
Wahlurne gingen (= 56 v. H.). In den einzelnen Bezirken 
der Wojewodſchaft ſchwankte die Beteiligungsziffer zwiſchen 
30 und 86 v. H. Auch hier ſind von amtlicher Seite keine 
Angaben über den Anteil der ungültigen Stim- 
men an der Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen ver= 
öffentlicht worden. Man iſt daher auf Einzelergebniſſe und 
Schätzungen angewieſen. Die „Polonia“ ſchätzte die ungül⸗ 
tigen Stimmen in den Induſtriebezirken auf die Hälfte aller 
abgegebenen Stimmen. Vermutlich ift dieſe Zahl über⸗ 
trieben; aber es ſteht immerhin feſt, daß gerade in den 
Induſtriebezirken, wo die Wahlbeteiligung 
beſonders groß war, auch die Zahl der un⸗ 
gültigen Stimmen beſonders hoch war. So 
ſind in Siemianowitz 10 216 gültige und 7372 ungültige 
Stimmen, in Friedenshütte 5331 gültige und 2371 ungültige 
Stimmen abgegeben worden. Mit einiger Sicherheit läßt 
ſich unter Berüdfichtigung der ungültigen Stimmen bes 
haupten, daß in der ſchleſiſchen Wofewodſchaft — trotz der 
hohen Wahlbeteiligung — weit weniger als die Hälfte der 
Wahlberechtigten als Parteigänger des Regierungsblockes 
anzuſehen ſind. Die Kattowitzer „Polska Zachodnia“ glaubte 
im Ergebnis der Wahlen eine „Anerkennung der Politik 
des Herrn Wojewoden“ (!) erblicken zu können. Die Wahl, 
ſchrieb dieſes Blatt, ſei „eine Manifeſtation für den heißen 
Patriotismus und das hohe bürgerliche Pflichtgefühl“ der 
Wojewodſchaftsbewohner geweſen. Es hätte „keine ſchönere 
Jabiläumsmanifeſtation für das zehnte Amtsjahr des Herrn 
Wojewoden Grazynſki“ geben können als dieſe Wahlen (). 
Aus den obigen Angaben geht, wie man zugeben wird, 
etwas ganz anderes hervor. Es will einem jedenfalls wahr⸗ 
ſcheinlicher dünken, daß die Bevölkerung der Wojewodſchaft 
Schleſien dem „Herrn Wojewoden“ erſt an dem Tage eine 
begeiſterte Manifeſtation darzubringen bereit iſt, an dem er 
ſich endlich einmal entſchließt, ſeinen Poſten zu räumen. 


Der Einfluß der deutſchen Stimmen a 
Zweifellos haben in der Wojewodſchaft Schleſien die 
deutſchen Stimmen das Bild der Wahl⸗ 
beteiligung günſtig beeinflußt. Das war auch 
in Poſen und Pommerellen der Fall. Faſt durch⸗ 
weg haben ſich die Deutſchen mit 75 und mehr v. H., ſtellen⸗ 
weiſe ſogar ohne Ausnahme, an den Wahlen beteiligt. 
Einzelmeldungen aus den verſchiedenen Kreiſen beſtätigen 
das. Die Deutſchen ſind der von ihren Organiſationen 
herausgegebenen Parole, die Kandidaten der Regierungs- 
partei zu unterſtützen, faſt in demſelben Maße gefolgt, wie 
bei früheren Wahlen, bei denen es ihnen noch vergönnt war, 
volkseigene Kandidaten zu wählen. Wenn die Wahl⸗ 
beteiligung in Poſen und Pommerellen nicht ſo gering ge⸗ 
weſen iſt, wie man es in dieſen Hochburgen der Oppoſition 
gegen Warſchau zu erwarten berechtigt war, ſo iſt das zum 
nicht geringen Teil der Unterſtützung zu danken, die die 
dortigen Deutſchen dem Regierungslager gewährten, — nicht 
etwa, um dieſem oder jenem Kandidaten ihr Vertrauen aus» 
zuſprechen, ſondern um ihre loyale ſtaatsbürger⸗ 
liche Geſinnung zu demonſtrieren. Die Wahl⸗ 
beteiligung iſt in den Orten mit ſtarker deutſcher Bevölke⸗ 
rung faſt durchweg auffällig hoch. Es iſt unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ſchlechterdings unverſtändlich, wie es das offiziöſe 
Blatt der polniſchen Regierung in feiner Kritik der Wahl- 
ergebniſſe fertig bringen konnte, zu behaupten, daß die ge⸗ 
ringe Wahlbeteiligung mit auf die oppoſitionelle Haltung 
des „Hitlerismus“ zurückzuführen ſei! Man kann in dieſem 
ungerechten Vorwurf der „Gazeta Polska“ nur den 
Versuch erblicken, ſich rechtzeitig einen neuen Vorwand für 
künftige Unterdrückungsmaßnahmen zu ſchaffen. Die Deut⸗ 
ſchen in Polen haben im Bewußtſein einer ſtaatsbürgerlichen 
Verpflichtung mit einem erheblichen Maße von völkiſcher 
Selbſtüberwindung Kandidaten gewählt, die fie an 
ſich gar nichts angehen. Dieſe Haltung gibt ihnen 
ein moraliſches Anrecht darauf, zu verlan⸗ 
gen, daß ſich dieſer Staat nun auch ihnen 
egenüber als loyaler Partner erweiſt, 
elbſt wenn es ihm ſchwer fallen ſollte. Wenn 
die polniſche Preſſe das Bedürfnis hat, nach Gründen für die 
peein e abrbeteiligung zu fuchen, fo hat fie anderswo Ge⸗ 
ſegenheit genug, ſolche Gründe zu finden. Im Verhalten der 
Deutſchen liegen ſie zweifellos nicht. 


Ein Spiel mit Zahlen 

Die polniſche Regierungspreſſe bemüht ſich, aus einem 
Vergleich mit den Wahlen von 1930 eine ftarfe Zunahme 
der Regierungspartei glaubhaft zu machen. Sie ſtellt dabei 
feſt, damals hätten 5 293 000 Wähler ihre Stimmen für die 
Regierungsliſte abgegeben, diesmal aber hätten ſich an der 
Wahl 7 576 000 Perſonen beteiligt, die Regierungspartei 
habe alſo faſt 2,3 Mill. Stimmen (= 43 v. H.) gewonnen. 
Die Regierungspreſſe begeht bei dieſer Art der Wahlkritik 
8 wei und c Fehler: Erſtens geht es nicht 
an, die hohe Zahl der ungültigen Stimmen, 
die ja in der Wahlbeteiligungsziffer mitenthalten iſt, einfach 
für die Regierungsliſte in Anſpruch zu nehmen; und 
zweitens iſt es verkehrt, alle Deutſchen, Ukrainer 
und Juden kurzerhand zu Parteigängern des polniſchen 
Regierungsblockes zu ſtempeln, weil ihre bzw. „ihre“ Kan⸗ 
didaten aus Gründen, die ſie nicht zu ändern vermochten, 
auf der Regierungsliſte ſtanden. 


Nationaldemokratiſche Blätter haben ſich die Mühe ge⸗ 
macht, die Zahlen der ungültigen Stimmen in den einzelnen 
Wahlkreiſen zuſammenzuzählen. Sie kommen zu dem Er⸗ 
gebnis, daß zwar 46,5 v. H. der Wahlberechtigten ſich an der 
Wahl beteiligt, aber nur etwa 36 v. H. der Wahl⸗ 
berechtigten gültige Stimmen abgegeben 
haben. Dieſe Zahlen, die auch von kritiſch eingeſtellten 
Politikern des Regierungsblocks beſtätigt werden, dürften 
zutreffen. Das bedeutet, daß beinahe jeder vierte Wähler 
einen ungültigen Stimmzettel in die Urne geſteckt hat. 
Mithin ſind nur etwa 5,9 Mill. gültige Stimm⸗ 
zettel abgegeben worden, aber etwa 1,7 Mill. un⸗ 
gültige! Außer den ungültigen find noch die Stim⸗ 
men der nationalen Minderheiten von der 
Geſamtzahl der Wahlbeteiligten abzuzählen, um die Zahl 
der wirklichen Parteigänger des Regierungsblocks zu 
erhalten. Man wird auf dieſe etwa zwei Millionen 
Stimmen rechnen können. Die Wahlbeteili⸗ 
gung war gerade in den am wenigſten pol⸗ 
niſchen Gebieten am höchſten. Rechnet man die 
ungültigen und die nichtpolniſchen Stimmen von der 
Geſamtzahl der Wahlbeteiligten ab, dann muß man zu 
ganz anderen Ergebniſſen kommen als die Blätter der Re⸗ 
gierungspartei. Vielleicht hat der konſervative „Czas“ recht, 
wenn er ſchreibt, die hohe Wahlenthaltung ſei für Polen 
eine ſehr ungünſtige Erſchein ung, da ſie 
zwar nicht ohne weiteres eine regierungsfeindliche Ein⸗ 
ſtellung der Maſſen, aber doch eine allgemeine In: 
tereſſeloſigkeit am ſtaatlichen Leben bekunde. 
Der Regierungsblock habe es nicht verſtanden, einen engen 
Kontakt mit dem Volke zu ſchaffen. Andere Regierungs- 
blätter machen es ſich mit ihrer Wahlkritik leichter. Die 
einen meinen, daß Wetter war ſchuld; und die anderen 
drehen den Spieß um und ſagen, gerade die Tatſache, daß 
jo wenig gewählt worden ift, ſei ein Zeichen für die ſtaatliche 
Konſolidierung. (Zu ſingen nach der Melodie: Dein 
Mund ſagt „nein“, doch deine Augen ſagen „ja“.) 


Der Seim 


In Warſchau iſt man von der neuen Wahlordnung 
enttäuſcht. Es iſt ſchon davon die Rede, daß nach der⸗ 
ſelben Ordnung nicht noch einmal gewählt 
werden wird. as die Zuſammenſetzung des Sejms 
anbelangt, ſo hat die Wahlordnung freilich ihre Dienſte 
getan. Das iſt zunächſt auch einmal die Hauptſache geweſen. 
Der neue Warſchauer Sejm zählt 208 Abgeordnete, wie 
verfaſſungsmäßig vorgeſehen. Die Regierung kann, wenn 
nicht etwa innere Spannungen im Regierungsblock ſelber 
auftreten, völlig ſouverän über dieſe „Volksvertretung“ ver- 
fügen. Neben den Abgeordneten des Regierungsblocks, zu 
denen auch einige „Wilde“, Sezeſſioniſten der oppoſitionellen 
Parteien gehören, ſitzen im Sejm nur noch 19 Ukrainer, 
4 Juden, 1 Ruſſe. Ein erheblicher Teil der Abgeordneten wird 
von den Vertretern der „kleineren Leute“ geſtellt, alſo von 
den politiſch und weltanſchaulich mehr nach links neigenden 
Bevölkerungsſchichten. Wenn in Polen noch nach parlamen⸗ 
tariſch⸗demokratiſcher Manier regiert würde, und wenn der 
Sejm noch die Rechte beſäße, die er in der Blütezeit der 
alten Verfaſſung beſaß, dann müßte die kommende 
Regierung ein Uebergewicht dieſer Linkskreiſe aufweiſen. 
Aber die Regierung hat heute nur noch ſehr wenig mit dem 
Sejm zu tun. 


Das Memelland wählt am 29. September 


Die „Memelländiſche Einheitsliſte“ 


„Memelländer! Am 29. September iſt Wahltag. Der 
Zeitpunkt iſt gekommen, daß jeder von uns ſein Urteil 
darüber abgeben kann, was ſeit der letzten Wahl, ſeit dem 
4. Mai 1932, im Memelgebiet vor ſich gegangen iſt. 


Memelländer! Die Entſcheidung, um die es geht, iſt ſo 
folgenſchwer, daß alles zurücktritt hinter der großen Frage, 
vor der wir ſtehen. Weg mit Parteihader und Klaſſenkampf! 
Weg mit dem Gedanken an Berufe und Stände, an Klaſſen 
und Schichten! 


Je ſchwerer die Not, die uns drückt, deſto enger müſſen 
ſich unſere Reihen ſchließen! Darum ſollen nicht mehr 


Stände, Klaſſen und Parteien im Landtag vertreten ſein, 
ſondern der einmütige Wille der Memelländer zur Durch⸗ 
führung unſerer Autonomie. 

Die Autonomie ſoll uns nicht ein Uebergang zur all⸗ 
mählichen Aufgabe unſerer Eigenart ſein, ſondern ſie iſt uns 
die ſtarke Garantie unſerer überlieferten Rechte und über⸗ 
lieferten Kultur nach dem Willen unſerer Mehrheit. 

Auf dieſem Boden ſtehen die Kandidaten unſerer Liſte. 
Im übrigen gehören ſie den verſchiedenſten Berufen und 
Parteirichtungen an; alle aber fühlen ſich als Treuhänder 
der geſamten Mehrheit der Memelländer. 

Wir rufen daher alle unſere Heimatgenoſſen auf, ge⸗ 
ſchloſſen einzutreten für die Memelländiſche Einheitsliſte.“ 
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Mit dieſem Aufruf, der von ekwa 1200 Memelländern 
unterzeichnet war, hat das Memeldeutſchtum vor aller 
Welt zu erkennen gegeben, daß es ihm bei dieſer Wahl einzig 
und allein um die Wahrung der nationalen und kulturellen 
Rechte ſeiner Heimat geht. Auch früher ſchon hat es in der 
Frage der Autonomie zwiſchen den verſchiedenen deutſchen 
Parteilagern keine grundſätzlichen Meinungsverſchieden— 
heiten gegeben. Was das Memeldeutſchtum aber in den 
letzten anderthalb Jahren, ſeit 
litauiſchen Zuchthausgeſetzes, an Not und Leid, an Unter— 
drückung und Gewalt erfahren hat, das hat die Unter⸗ 
ſchiede, die früher noch die Aufrechterhaltung verſchiedener 
deutſcher Parteien zu rechtfertigen ſchien, vollends aus⸗ 
geglichen und überwunden. In der Memelländiſchen Ein⸗ 
heitsliſte ſind alle Parteien von geſtern zu einem Ganzen 
zuſammengeſchmolzen. Männer, die man früher ganz rechts 
oder ganz links zu ſehen gewohnt war, haben ſich zuſammen⸗ 
efunden. Ihre Not hat einen gemeinſamen Urſprung: Die 
Fremdherrschaft der Schamaiten. Und ihre Hoffnung gilt 
einem gemeinſamen Ziel: der Deutſcherhaltung ihrer memel⸗ 
ländiſchen Heimat. f 
Litauiſche Sprengungsverſuche 


Daß von litauiſcher Seite verſucht werden würde, die 
memelländiſche Einheit zu ſprengen und ihr jede Werbung 
ae zu machen, war von vornherein zu erwarten. 
Mit Hilfe der litauiſchen Behörden werden angeblich 
„deutſche“ Splittergruppen auf die Beine geſtellt, 
um Verwirrung und Uneinigkeit in die deutſchen Reihen zu 
tragen. So hat ein in litauiſchen Dienſten ſtehender Mann 
namens Sahnwald einen Aufruf erlaſſen, in dem er die 
memelländiſchen Kriegsopfer zur Aufſtellung einer be⸗ 
ſonderen Kandidatenliſte aufforderte. Solche Leute wie 
Sahnwald können die Litauer gebrauchen: In der Zeit der 
franzöſiſchen Beſetzung war er durch die Herausgabe von 
Falſchgeld in eine peinliche Affäre verwickelt; ſpäter gab er 
mit Hilfe Kauener Schmiergelder den „Memelländiſchen 
Klookſchieter“ heraus. Wie in dieſem Falle, ſo hängt man 
ſich auf litauiſcher Seite im Kampf gegen die Einheitsfront 
der Memelländer auch ſonſt recht gern ein „deutſches“ 
Mäntelchen um. Im „Memeler Beobachter“, dem Nachfolger 
des kürzlich eingegangenen „Oſtſee-Veobachters“, wird in 
deutſcher Sprache gegen die deutſche Liſte gehetzt. Auf 
Flugblättern gibt man dieſer Sprache, die man anſonſten 
auszurotten geſchworen hat, der beſſeren Wirkung wegen 
den Vorzug. Und auch auf den litauiſchen Kandidatenliſten 
ſind deutſche Namen beliebt; und wenn es nicht anders geht, 
werden litauiſche Namen einfach verdeutſcht. Daß in all 
dieſen Tarnungsverſuchen ein Eingeſtändnis des deutſchen 
Charakters des Memellandes enthalten iſt, ſcheinen die 
litauiſchen Drahtzieher gar nicht zu merken. Sie wiſſen nur 
eines: Wer ſich der litauiſchen Sprache bedient, kann ſicher 
fen., Mh im. Memellande fein, Menſſh,, Wr. Ans, hyimatet. 
iſt, auf ihn hört. Von litauiſcher Seite ſind 
ſieben verſchiedene Parteien aufgeſtellt 
worden. Es gehen alſo acht Parteien zur 
Wahl. 

Neue Gewaltakte 

Die Memelländer ſind hellhörig geworden; ſie laſſen 
ich durch die litauiſchen Sirenenklänge nicht locken. Das 
cheint man auch auf litauiſcher Seite zu ahnen. Deshalb 
verlegt man das Schwergewicht der „Wahlvorbereitungen“ 
nach wie vor auf die Maſſeneinbürgerung landfremder 
Elemente und auf die Entrechtung der einheimiſchen Be— 
völkerung. Als das einzige deutſche Blatt des Gebietes, das 
„Memelländiſche Dampfboot“, am 1. Sept. einen 
Aufruf brachte, der die Wähler aufforderte, für den Wahl⸗ 
fonds der Einheitsliſte zu ſpenden, wurde es von den 
litauiſchen Behörden beſchlagnahmt. Auch als es ſich 
danach auf die lakoniſche Aufforderung beſchränkte, die 
Memelländiſche Einheitsliſte zu wählen, entging es der 
wiederholten Beſchlagnahme nicht. Irgendwelche kritiſche 
Ausführungen, ſelbſt die leiſeſten Andeutungen, daß im 
Memelgebiet nicht alles ſo iſt, wie es ſein ſollte, ſind ihm 
unter der Geltung des Kriegszuſtandes ein für allemal 
i unmöglich gemacht. i 

ier Kandidaten der Memelländiſchen Einheitsliſte, 
dem früheren Präſidenten des Direktoriums, Dr. Schrei ⸗ 
ber, dem früheren Oberbürgermeiſter von Memel, Dr. 
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dem Inkrafttreten des 


Litauen optiert. 


Brindlinger, dem Gerichtsdirektor Dr. Treichler 
und dem Landwirt Trauſchies wurde durch den 
Gouverneur die litauiſche Staatsangehörig⸗ 
keit aberkannt. Der deutſchen Liſte wurden damit 
vier ihrer wichtigſten Namen genommen. Dr. Brindlinger 
ließ ſich im Jahre 1922 als Rechtsanwalt und Notar im 
Memelland nieder. Als Abgeordneter gehörte er dem dritten 
Memelländiſchen Landtag an und wurde 1931 mit großer 
Mehrheit zum Oberbürgermeiſter von Memel gewählt. Von 
dieſem Poſten wurde er am 8. Juli 1934 durch das ungeſetz⸗ 
liche Direktorium Reisgys gewaltſam entfernt. Von den 
ordentlichen Gerichten des Memellandes wurde dem 
Direktorium die Geſetzwidrigkeit der Amtsenthebung be⸗ 
ſtätigt. Dr. Brindlinger hat als Notar Beamteneigenſchaft. 
Er hat auf Grund des deutſch⸗litauiſchen Optionsvertrages 
im Jahre 1925 für Litauen optiert. Der Gouverneur iſt 
nicht berechtigt, ihm die litauiſche Staatsangehörigkeit ab⸗ 
zuerkennen. Hierzu iſt ausſchließlich das im Optionsvertrag 
vorgeſehene deutſch⸗litauiſche Schiedsgericht befugt. Dr. 
Schreiber, der Spitzenkandidat der Memelländiſchen Ein⸗ 
heitsliſte, iſt ebenfalls ſchon lange vor dem Inkrafttreten 
der Memelkonvention im Memelland anſäſſig geweſen. 
Bisher iſt ſeine litauiſche Staatsangehörigkeit niemals in 
Zweifel gezogen worden. Er hat als Beamter einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Körperſchaft im Jahre 1925 gleichfalls für 
Der Gouverneur hat, indem er ihm die 
litauiſche Staatsangehörigkeit beſtritt, alſo auch in dieſem 
Falle gegen den deutſch⸗litauiſchen Optionsvertrag ver⸗ 
ſtoßen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß das Deutſche Reich gegen 
derartige Amtsanmaßungen zu gegebener Zeit mit den 
geeigneten Mitteln vorgehen wird. 


Seelenkauf 

Je näher der Wahltag heranrückt, um ſo großzügiger 
werden die Litauer mit ihren Verſprechungen. Da ihre 
„Leiſtungen“ nicht zu überzeugen und ihre Worte nicht zu 
überreden vermögen, ſuchen ſie die memelländiſchen Seelen 
zu kaufen. Das litauiſche Direktorium veröffentlichte in der 
memelländiſchen Preſſe eine Notiz, in der es mitteilte, daß 
es vom 1. Auguſt bis zum 31. Dezember 1935 für jedes 
Baconſchwein, das der „Lietuvos Eksportas“ abgeliefert wird, 
eine Prämie von 10 Lit „aus den von ihm ge— 
machten Erſparniſſen“ auszahlen werde. Die Auszahlung 
werde durch die Landräte erfolgen; dieſe ſollen jedoch be— 
rechtigt ſein, in jedem Falle bis zu 50 v. H. des Betrages 
für etwa rückſtändige Steuern einzubehalten. Durch ein 
ähnliches Manöver verſuchen die Litauer, ſich bei Bauern 
des Kreiſes Heydekrug beliebt zu machen. Dort haben ſie 
den Bauern den Bau einer Spritfabrik ver⸗ 
ſprochen, die ihnen ihre Kartoffeln zu günſtigen Preiſen 
abnehmen werde. Die Memelländer werden ſich durch ſolche 
Lockungen kaum umſtimmen laſſen. Dazu haben ſie die 
Dchamditen boch zu gut rennen gelernt. Ste werben niht 
vergeſſen, daß die furchtbare Not, in die ſie geraten ſind, 
von denſelben Litauern verſchuldet worden iſt, die ihnen 
jetzt für ein paar Groſchen ihre Stimmen abkaufen möchten. 
Sie wiſſen genau, daß ſie eine wirkliche Beſeitigung ihrer 
Not nicht von litauiſcher, ſondern nur von deutſcher Seite 
u erwarten haben, daß es nur in Deutſchland lohnenden 
bſatz für ihre Erzeugniſſe gibt, daß nur Deutſchland ihnen 
die Sicherheit ihrer wirtſchaftlichen und völkiſchen Exiſtenz 
zu geben vermag. Jede Hilfe von litauiſcher Seite kann 
beſtenfalls nur eine kurze, vorübergehende Erleichterung 
bieten; ſie kuriert nur an den Symptomen herum, kommt 
jedoch niemals an den Herd der Krankheit heran. Die 

Krankheit aber heißt: Litauen. 


Die Verelendung des Memelgebietes 


Nach Angaben des Statiſtiſchen Amtes in Kauen iſt im 
Memelgebiet im Laufe des Jahres 1934 ein 
Drittel aller induſtriellen Betriebe ge⸗ 
ſchloſſen worden. Nur fünf induſtrielle Betriebe wurden 
neu eröffnet. Von den 75 induſtriellen Betrieben des Memel⸗ 
gebietes ſind im vorigen Jahre eingegangen: eine Torffabrik, 
neun Ziegeleien, eine Bernfteinfabrit, zwei Metallwaren» 
fabriken, eine Lederverarbeitungsfabrik, zwei mechaniſche 
Reparaturwerkſtätten, eine Kiſtenfabrik, vier Sägemühlen 
und vier andere kleinere Betriebe mit insgeſamt 
1168 Arbeitern. f 


Taltloſigleiten gegen Danzig und feine Regierung 


Das ganze deutſche Danzig empfand in den Tagen, in 
denen der Panzerkreuzer „Admiral Scheer“ im Danziger 
Hafen lag, die tiefe, mehr als bloß gefühlsmäßige Ver⸗ 
bundenheit mit dem Reich. Wenn verſchiedene Kreiſe den 
deutſchen Kriegsſchiffsbeſuch für eine paſſende Gelegenheit 
hielten, um gegen dieſe Verbundenheit zu demonſtrieren, ſo 
haben ſie damit nicht nur einen erſtaunlichen Mangel an 
Taktgefühl, ſondern auch eine verwunderliche Unfähigkeit, 
ſich in unabänderliche Tatſachen zu fügen, bewieſen. Noch 
ehe ſich ein Vertreter der Danziger Regierung an Vord des 
deutſchen Kriegsſchiffes begeben hatte, machte ſich dort ein 
polniſcher Zeremonienmeiſter bemerkbar. Das polniſche 
Kanonenboot „Wicher“ war eigens zu dem Zweck aus 
Gdingen herübergekommen, den reichsdeutſchen Beſuch 
zu „begrüßen“. Es ſollte damit zum Ausdruck gebracht 
werden, daß Polen ſich als der eigentliche Herr im Danziger 
Hauſe fühlt, und daß es ihm mit der Würde der erlauchten 
Republik nicht vereinbar ſcheint, Danzig die vollwertige 
Eigenſtaatlichkeit zuzuerkennen. Es läßt ſich nicht feſtſtellen, 
ob ſich die Polen wirklich dem Wahne hingeben, daß die 
Vertreter der deutſchen Kriegsmarine nicht zwiſchen dem 
Benehmen eines aufdringlichen Portiers und der Ruhe 
eines ſelbſtbewußten Hausherrn einen ſäuberlichen Unter⸗ 
ſchied zu machen verſtehen. 


Damit könnte man den Zwiſchenfall als erledigt be⸗ 
trachten. Er hat jedoch noch eine andere Seite. Polniſcher⸗ 
ſeits wird behauptet, daß man Wert darauf lege, mit 
Danzig zu einer geordneten Zuſammenarbeit zu kommen. 
Wenn dieſe Behauptung mehr als eine Redensart ſein ſoll, 
wird Polen gut daran tun, alles zu vermeiden, was geeignet 
iſt, als Herrſchaftsanſpruch über die Freie Stadt verſtanden 
u werden. Die Ereigniſſe der letzten Monate ſollten die 
Polen eigentlich davon überzeugt haben, daß die Geltend⸗ 
machung eines derartigen Anſpruches ſehr leicht Folgen 
zeitigen kann, die das gerade Gegenteil der von Warſchau 
beabſichtigten Wirkungen find. Eine für beide Teile nutz— 
bringende Annäherung zwiſchen Danzig und Polen ſetzt 

eute noch mehr als in früheren Jahren den unbedingt 
een Entſchluß beider Partner voraus. Es iſt ungefchidt, 
dem Partner, mit dem man ſich ſoeben an einen Tiſch geſetzt 
hat, mit einem Kanonenboot über die Füße zu fahren. 


Es wird in Danzig ganz gewiß auch nicht als Beweis 
beſonderer Klugheit aufgefaßt werden, wenn ſich juſt zu 
derſelben Zeit der polniſche Handelsminiſter 
Zarzycki, auf deſſen Konto die aggreſſive Zollverord⸗ 
nung vom 20. Juli zu buchen iſt, nach Gdingen begibt, um 
dort eine Rede gegen Danzig zu halten. Zarzycki hat dort 
u. a. geſagt: „. .. Leider will Danzig abſolut nicht be⸗ 
deen daß ſeine frühere Monopolſtellung unwiderruflich 
u Ende iſt, und daß Polen allein fertig werden 

ann, ſogar dann, wennesalle ſeine Waren 
zur Verladung nach Gdingenſchicken müßte. 
Dieſe Feſtſtellung iſt ſehr intereſſant. Man wird ſie ſich für 
ſpätere Fälle merken müſſen. Denn für die künftige Be⸗ 
handlung der Danziger Frage können ſich aus ihr gewiſſe 
Möglichkeiten ergeben, an die Zarzycki vermutlich im 
Augenblick gar nicht gedacht hat. 


Eein peinlicher Zwiſchenfall hat ſich auch im 
Hauſe des Völkerbundskommiſſars Sean 
Leſter ereignet. Dort ſollte aus us des Beſuches des 
Panzerkreuzers „Admiral Scheer“ ein Abendempfang ver⸗ 
anſtaltet werden. Er fand jedoch ein vorzeitiges Ende. Zu 


ſeiner Verwunderung mußte Senatspräſident Greiſer 
nämlich entdecken, daß zu dieſem Empfang auch eine Reihe 
von Perſonen erſchienen, deren Geſellſchaft zu teilen ihm, als 
dem verantwortlichen Leiter der Danziger Regierung, nicht 
zugemutet werden konnte. Er verabſchiedete ſich kurz und 
verließ das Haus des Völkerbundskommiſſars. Seinem Bei: 
ſpiel folgten die übrigen offiziellen Danziger Gäſte, die 
Senatoren, der Gerichtspräſident, der Landesforſtmeiſter, 
der Rektor der Hochſchule ulm. Auch der Komman— 
dant des „Admiral Scheer“ und ſeine 
Offiziere zogen ſich kurz darauf zurück. Es 
blieben Dr. Rauſchning und die Vertreter der 
Danziger Oppoſitionsparteien. Es iſt zum 
mindeſten eine grobe Taktloſigkeit des Kom⸗ 
miſſars, den reichsdeutſchen Gäſten, zu deren Ehren der 
Abend veranſtaltet wurde, und den offiziellen Vertretern 
des Danziger Freiſtaates die Anweſenheit von Leuten zus 
umuten, deren feindſelige Einſtellung zur national« 
ſozialiſtiſchen e ung niemandem mehr unbekannt ſein 
kann. Es beſtand für Leſter weder eine politiſche, noch eine 
geſellſchaftliche Notwendigkeit, die Vertreter der Oppoſitions⸗ 
parteien zu laden. Ueber die peinliche Situation, die er 
durch ſein Verhalten hervorrufen mußte, konnte er ſich von 
vornherein klar ſein. 


Der Völkerbundskommiſſar hätte vor ſeinem Empfang 
noch einmal die letzte Rede des Senatspräſi⸗ 
denten durchleſen ſollen, in der ſich dieſer in völlig ein 
deutiger Form mit der Oppoſition, die die Auflöſung des 
Volkstages verlangte, auseinandergeſetzt hat: „Wie ſtellt 
man ſich denn eine ſolche neue Regierung überhaupt vor? 
Ein Konglomerat von ewig⸗geſtriger Ueberheblichkeit zu— 
ſammen mit Politikern, die den Deckmantel der Religion 
zum Ausgleich mangelnder völkiſcher Kräfte vorſchieben, 
und in der Bundesgenoſſenſchaft von Gottesleugnern und 
Geſellen, die ihr Vaterland nicht kennen wollen, das 
Deutſchland heißt, bis hinüber zu den bolſchewiſtiſchen Zer— 
ſtörern jeder deutſchen Geſinnungsart und Religionsauf— 
faſſung iſt uns wahrhaftig nicht gut genug, um auf das 
deutſche Danzig losgelaſſen zu werden. Ein ſolches Gremium 
hat nur eines gemeinſam, was fie über Standes-, Kloͤſſen⸗ 
und Religionsunterſchiede verbindet, das iſt ihr gemeinſamer 
Haß gegen das nationalſozialiſtiſche Deutſchland . . . Ich bin 
mir der Verantwortung bewußt“, fuhr der Senatspräſident 
dann fort, „wenn ich Ihnen, meine Herren von der 
Oppoſition, erkläre, daß, ſolange ich Präſident bin, es keinem 
von Ihnen, auch wenn Sie alle verfügbaren Regiſter ziehen, 

elingen wird, dieſe Regierung zu ſtürzen ... National⸗ 
ſozialiſten geben die einmal errungene Machtpoſition im 
Staate nicht auf. Sie ſind der unerſchütterliche Felsblock, 
gegen den Sie unter Ausnutzung aller parlamentariſchen 
und verfaſſungsmäßigen Mittel weiterhin anrennen können, 
und an dem Sie ſich, ſo wahr ich hier vor Ihnen ſtehe, eines 
Tages den Schädel einrennen werden.“ — Hat der Völker⸗ 
bundskommiſſar etwa gedacht, daß der Senatspräſident ſich 
in ſeinem Hauſe mit den Vertretern der Oppoſitionsparteien 
bei einem Gläschen Wein zuſammenſetzen würde, um ihnen 
unter vier Augen zu verſichern, daß das ja alles gar nicht ſo 
ſchlimm gemeint geweſen ſei, was er da am 26. Auguſt im 
Volkstag geſagt hat? Er ſcheint noch eine höchſt unzuläng⸗ 
liche Vorſtellung vom Nationalſozialismus zu haben. Etwas 
weniger Umgang mit den Vertretern der Oppoſitions⸗ 
parteien wäre ſeiner diplomatiſchen Schulung wahrſcheinlich 
nicht ſchädlich geweſen. 
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Die polnifchen Hochſchulpläne in Pommerellen 


Der Direktor des Baltiſchen Inſtituts in Thorn, 
Dr. Joſef Borowik, hat vor kurzem dem polniſchen 
Kultusminiſter Jendrzejewicz eine Denkſchrift über⸗ 
reicht, in der er den ſchon ſeit langem erörterten Plan einer 
Univerſitätfür Pommerellen erörtert. Er wurde 
bei dieſer Gelegenheit vom Kultusminiſter empfangen und 
anſchließend von einem Vertreter des „Dzien Pomorski“ über 
ſeine Hochſchulpläne befragt. Im weſentlichen führte 
Dr. Borowik folgendes aus: Zwei Drittel der Wojewod⸗ 
ſchaft Pommerellen lägen außerhalb des Aktionsradius einer 
Univerſitätsſtadt. Aehnlich ungünſtig ſeien die Verhältniſſe 
nur noch in Poleſien und im nördlichen Wolhynien. Was 
die Denkſchrift, die er dem Miniſter überreicht hat, anlange, 
ſo ſei dieſe im engſten Einvernehmen mit dem pommerelli— 
ſchen Wojewoden Kirtiklis zuſtandegekommen. Auch 
befinde er, Borowik, ſich in dieſer Frage in ſtändiger enger 
Fühlung mit dem Armeeinſpekteur General Nor wid⸗ 
Neugebauer und dem Biſchof von Kulm, Dr. Stanis— 
laus Okoniewſki, die beide, ebenſo wie der Wojewode, 
dem Kuratorium des Baltifchen Inſtitutes angehören. Eine 
Hochſchule für Pommerellen hält Borowik aus folgenden 
Gründen für notwendig: Gegen die wirtſchaftliche Kon- 
kurrenz des Auslandes könne man mit Erfolg Zollſchranken 
und Einfuhrverbote anwenden. Gegen die geiſtigen Strö— 
mungen, die aus dem Auslande hereinkommen, aber könne 
man keine Zoll- und Verbotsmauern errichten, ſondern 
müſſe man eigene heimiſche Kulturzentren ſchaffen. Kaum 
ein anderes Gebiet Polens beſitze ſo ſehr wie Pommerellen, 
in dem ſich germaniſche, baltiſche und flawiſche Einflüſſe 
durchkreuzten, die Vorausſetzungen dafür, eine Region 
eigener Kulturprägung zu bilden. Polen ſei ein an der Oſt— 
ſee gelegener Staat, und es beſitze eine klare wirtſchaftliche 
Orientierung aufs Meer. Ueberall träten im wirtſchaftlichen 
und politiſchen Leben große Probleme und kleine Alltags- 
fragen hervor, die mit dem „Oſtſeecharakter“ des polniſchen 
Staates oder mit der ſeewärtigen Richtung der polniſchen 
Wirtſchaft in Verbindung ſtehen. Die Lebenserfahrung und 
das Wiſſen der polniſchen Allgemeinheit aber ſei in dieſer 
Hinſicht noch nicht genügend entfaltet, und das Bildungs— 
weſen Polens, beſonders das höhere, trage der grund— 


legenden Veränderung, die das polniſche Leben durch die 
Ausdehnung des Staates zum Meere erfahren habe, noch 
nicht hinreichend Rechnung. Einer pommerelliſchen Hoch⸗ 
ſchule falle die dreifache Aufgabe zu, die polniſche Kultur 
in Pommerellen zu vertiefen und zu ſchützen, den polniſchen 
Zugang zum Meere wirtſchaftlich und politiſch zu feſtigen 
und für die kulturelle und wirtſchaftliche Zuſammenarbeit 
mit den anderen baltiſchen Staaten zu ſorgen (wobei er⸗ 
wähnt werden muß, daß Deutſchland nach polniſcher Auf⸗ 
faſſung kein Oſtſeeſtaat iſty). Demgemäß müßte eine 
pommerelliſche Hochſchule ein dreifaches Geſicht haben, ein 
pommerellenkundliches, ein baltiſches und ein wirtſchaftlich⸗ 
maritimes. Das pommerellenkundliche Studium 
habe in den künftigen Lehrern, Beamten uſw. die Kenntniſſe 
der Geſchichte und Geographie, der wirtſchaftlichen und 
politiſchen Beziehungen Nordweſtpolens zu vertiefen. Das 
baltiſche Studium habe Spezialiſten auf dem Gebiete 
der baltiſchen und ſkandinaviſchen Probleme auszubilden, 
d. h. die Kenntnis der Sprachen und Literaturen, der Kultur 
und Wirtſchaft der Oſtſeeländer zu vermitteln. Schließlich 
habe das wirtſchaftlich⸗ maritime Studium 
Sachkenner für den polniſchen Ueberſeehandel uſw. heran⸗ 
zubilden. Es ſei nicht notwendig, meinte Borowik weiter, 
daß dieſe „Schule für Politiſche und Wirtſchaftliche Wiſſen— 
ſchaften“, die dieſe drei Aufgaben zu erfüllen habe, ſofort als 
Ganzes entſtehe. Es ſei möglich, fie eta ppenweiſe 
auszubauen und jede ihrer Abteilungen an einer für ſie be— 
ſonders geeigneten Stelle zu errichten. Der Kultusminiſter, 
teilte Borowik mit, intereſſiere ſich lebhaft für dieſe Frage: 
er habe ſeine volle moraliſche Unterſtützung und die Hilfe 
der untergeordneten Organe bei der Durchführung der not— 
wendigen Vorarbeiten verſprochen, wobei er es für zweck— 
mäßig halte, daß das Baltiſche Inſtitut in Thorn den 
Grundſtock der geplanten Hochſchule bilde. — Es ſcheint alſo 
mit einer regeren Tätigkeit in der pommerelliſchen Hochſchul⸗ 
frage zu rechnen zu ſein. Daß das Baltiſche Inſtitut 
den Grundſtock bildet, iſt für die geplante Hoch— 
ſchule allerdings keine Empfehlung in 
wiſſenſchaftlicher Hinſicht. Wie die Wiſſenſchaft 
des Thorner Inſtitutes ausſieht, iſt bekannt. 


Vorſtöße gegen das deutſche Schulweſen in Poſen 


Mit dem Beginn des neuen Schuljahres in Polen hat 
ſich die Zahl der deutſchen Schulen durch das Eingreifen 
der polniſchen Behörden weiter verringert. Vier einklaſſigen 
deutſchen Schulen wurde dadurch, daß ihnen die Schulräume 
genommen wurden, die Fortführung des Unterrichtsbetriebes 
unmöglich gemacht. Die von 26 Kindern beſuchte deutſche 
Privatſchule in Lubin, Kreis Koſten, mußte geſchloſſen 
werden, weil die in einem Privathauſe zur Verfügung 
ſtehenden Schulräume für „unzulänglich“ erklärt worden 
waren. Die deutſchen Privatſchulen in Ka umthal (Grze— 
bieniſko), Kreis Samter, in Michelsdorf (Michalcza), 
Kreis Gneſen, und in Neuhauſen (Gonice), Kreis 
Wreſchen, die von 30, 65 bzw. 25 Kindern beſucht wurden, 
mußten geſchloſſen werden, weil ihnen die bisher zur Ver— 
fügung ſtehenden kommunalen Räume entzogen worden 
waren. Im ganzen haben auf dieſe Weiſe 
wieder 146 deutſche Kinder ihre deutſchen 
Schulen verloren. 


Auch die ſeit Jahren angewandte Methode, den deutſchen 
Gemeinden ihre volkseigenen Lehrkräfte zu entziehen, hat 
mit Beginn des neuen Schuljahres unter den deutſchen 
Lehrern des Poſener Landes wieder ein Opfer gefordert. 
Der Lehrer Heinrich Gottfried, der vom No⸗ 
vember 1927 bis zum Juli 1935 die deutſche Volksſchule in 
Netzheim, Kreis Schubin, leitete, iſt ohne Angabe von 
Gründen in ein kongreßpolniſches Neſt namens Borzykowo 
bei Petrikau verſetzt worden. 

Einige weitere Vorſtöße gegen das deutſche Schulweſen 
im Poſenſchen konnten, wenigſtens teilweiſe und vorläufig, 
abgewehrt werden. Die ſtaatliche Volksſchule mit deutſcher 
Unterrichtsſprache in Spital, Kreis Hohenſalza, die ſeit 
150 Jahren beſteht und 3. Zt. von 42 Kindern beſucht wird, 
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ſollte geſchloſſen und die deutſchen Kinder ſollten an die 
ſtaatliche Volksſchule mit polniſcher Unterrichtsſprache in 
Eigenheim (Gaſki) überwieſen werden. Der Kreisſchulinſpektor 
erklärte, daß eine Schließung nicht beabſichtigt ſei; jedoch 
ſei das Schulgebäude in Spital ſo baufällig, daß ſich die 
Notwendigkeit ergebe, die deutſchen Kinder dieſer Gemeinde 
in die polniſche Schule in Eigenheim zu über⸗ 
weiſen; dort werde ihnen ein Schulraum für ihren 
deutſchſprachigen Unterricht bereitgeſtellt 
werden. Die deutſche Elternſchaft, die alle geforderten 
Inſtandſetzungsarbeiten gewiſſenhaft durchgeführt hat, 
E ſich, die Kinder nach Eigenheim zu 
chicken. 


In ſtarke Unruhe wurden auch die Eltern der deutſchen 
Kinder in Kroſſen, Kreis Bromberg, in Kakulin, Kreis 
Wongrowitz, in Waldesruh (Dabie), Kreis Hohenſalza, und 
in Strelno durch die Nachricht verſetzt, daß die dortigen 
deutſchen Schulen bzw. Schulklaſſen (mit je rund 40 Kindern). 
geſchloſſen werden ſollen. Im Falle Waldesruh hat der 
Kreisſchulinſpektor erklärt, daß der deutſche Schul⸗ 
betrieb erhalten bleibe und wie bisher 197 8 
werde; es ſei jedoch beabſichtigt, eine ſechsklaſſige Volksſchule 
am Ort zu errichten, in der dann der Unterricht ſo geregelt 
werden ſoll, daß die deutſchen Kinder in den erſten vier 
Klaſſen deutſchen Unterricht erhalten, in den 
beiden oberen aber in polniſcher Sprache 
unterrichtet werden ſollen. Der deutſche Charakter der 
Schule iſt hier alſo für die Zukunft a Was mit 
den Schulen in Kakulin und in Kroſſen geſchehen 
wird, ſteht noch nicht feſt. Dagegen hat die deutſche Klaſſe 
der polniſchen Schule in Strelno den Unterrichtsbetrieb 
wieder aufnehmen können. 


Vier neue deutſche Schulen 


Der zähen Ausdauer und Opferbereitſchaft der deutſchen 
Volksgruppe iſt es gelungen, mit dem Beginn des neuen 
Schuljahres nach jahrelangen Bemühungen an vier Orten 
neue deutſche Privatſchulen ihrer Beſtimmung 
zu übergeben: je zwei Schulen in Pommerellen und in Oſt⸗ 
oberſchleſien, und get in Konitz und Dirſchau, bzw. Pleß 
und Ehwallowitz. Wohlgemerkt: Es find nicht neue deutſche 
Unterrichtsbetriebe, die eröffnet worden ſind, ſondern 
neue Schulgebäude, die ihrer Beſtimmung übergeben 
wurden, und die Fortführung beſtehender bzw. Wieder⸗ 
eröffnung früher geſchloſſener deutſcher Schulbetriebe 
ermöglichen. Im Falle Pleß handelt es ſich um eine 
modern eingerichtete ſiebenklaſſige Volksſchule 
mit Turnhalle uſw., in die nunmehr die deutſchen Kinder 
einziehen werden. In Chwallowitz handelt es ſich um 
einen Schulbau, der neben zwei Klaſſen einen gut aus» 

eſtatteten deutſchen Kindergarten beherbergt. Die 
Schule wird gegenwärtig von 100 Schülern und der Kinder⸗ 
garten von 45 deutſchen Kindern beſucht. Um die deutſchen 
Schulen in Konitz und Dirſchau ging ein jahrelanger 
hartnäckiger Kampf. Im Jahre 1920 hatten die beiden 
Städte, nachdem die dortigen Deutſchen ihre alten Schul⸗ 
gebäude an die neuen polniſchen Herren hatten abgeben 
müſſen, deutſche Privatſchulen erhalten. Den Rücktritt des 
Dirſchauer und den Tod des Konitzer Schulleiters benutzten 
die polniſchen Behörden, um im Jahre 1931 zunächſt die 
Dirſchauer und im folgenden Jahre auch die Konitzer Anſtalt 
zu ſchließen. Die erſtere war damals von etwa 170, die 
andere von etwa 220 deutſchen Schülern beſucht. Mehrere 
Jahre hindurch weigerten die polniſchen Behörden ſich, dem 


ſteten Drängen der deutſchen Eltern und Schulvereine nach» 
zugeben. Unter den merkwürdigſten Vorwänden wurden deren 
immer wiederholte Eingaben, Vorſchläge und Beſchwerden 
abgelehnt oder verſchleppt. Für die Glaubwürdigkeit der im 
Falle Dirſchau zuſtändigen polniſchen Schulbehörde iſt vor 
allem folgender Umſtand bezeichnend: Die deutſche Anſtalt 
wurde mit der Begründung geſchloſſen, daß das St. Georgs⸗ 
hoſpital, in dem fie untergebracht war, den baulichen Vor- 
ſchriften, die an ein Schulgebäude geſtellt werden müßten, 
nicht mehr genüge. Dieſe Begründung, die der Behörde gut 
genug war, um für die Schließung einer deutſchen Schule 
herzuhalten, hinderte dieſelbe Behörde kurze Zeit darauf 
fee nicht, im St. Georgshoſpital eine polniſche Handels» 
chule unterzubringen. Auch nachdem ſchließlich die Er⸗ 
richtung eines neuen deutſchen Schulgebäudes in Dirſchau 
genehmigt worden war, fanden die zuſtändigen polniſchen 
Stellen noch allerlei Mittel, die Eröffnung zu verzögern. 
So kamen ſie, als das Gebäude ſchon fertiggeſtellt war, 
dahinter, daß noch ein Luftſchutzkeller eingebaut werden 
muß; es mußten alſo noch einmal koſtſpielige Umbauten 
vorgenommen werden. Die Inbetriebnahme der Schule 
zögerte ſich auf dieſe Weiſe bis Anfang September d. Is: 
hinaus. Geſchloſſen wurden die deutſchen Schulen in 
Dirſchau und Konitz ſeinerzeit als ſog. „höhere Schulen“. 
Jetzt find fie als ſiebenklaſſige Volksſchulen wieder: 
eröffnet worden. Sie ſind in einfachen, aber ſchönen Ge⸗ 
bäuden untergebracht und, das trifft vor allem für die 
Dirſchauer Schule zu, mit allen Hilfsmitteln eines modernen 
Schulbetriebes ausgeſtattet. Die Dirſchauer Anſtalt hat den 
Namen „Eichendorff-Schule“ erhalten. 


Oſtland⸗ Chronik 


Verfall des Schulweſens in Polen 

Der „Ilustrowany Kurjer Codzienny” hat in letzter Zeit 
in verſchiedenen Artikeln ſeinen Bedenken und Sorgen über 
die Entwicklung des Schulweſens in Polen 
Ausdruck gegeben. So hat er aus den Urteilen von Lehrern 
feſtgeſtellt, dan ß der Schulzwang durchaus nicht 
ſo allgemein durchgeführt wird, wie es die 
Beſtimmungen erfordern. Ein Lehrer aus Ga— 
lizien berichtet z. B., daß dort „nur die Kinder zur Schule 
kommen, die kommen wollen, und die, die kommen, lernen 
nur dann, wenn es ihnen paßt“. Die Eltern halten die Kinder 
im Hauſe zurück, obwohl es an Arbeitskräften nicht mangele, 
ja geradezu ein Uebermaß von Arbeitskräften vorhanden ſei. 
Viele Kinder ſchlöſſen ihre Ausbildung nach 2 oder 3 Schul⸗ 
jahren ab und ſeien dann ſo eine Art „rückfälliger Analpha⸗ 
beten“, weil ſie Leſen und Schreiben nicht gründlich gelernt 
haben. Aber auch aus Weſtpolen, aus der Poſener 
Wojewodſchaft, läßt ſich die Krakauer Zeitung über ähnliche 
Zuſtände berichten. Auch dort werde auf dem L an de 
der Schulzwang nicht eingehalten. Weil die 
„Schulſtatiſtik in Ordnung fein müſſe“, würden auch unfähige 
Kinder von Klaſſe zu Klaſſe verſetzt, und „wenn ſie die 
Schule verlaſſen, können ſie nicht ordentlich leſen und 
ſchreiben“. Die Lehrer beſtätigen aus ihren Erfahrungen, 
daß das jugendliche Verbrechertum zugleich mit 
der wachſenden Zahl der Analphabeten in Polen ſteigt. 


Während nach den amtlichen Statiſtiken bisher der 
größte Prozentſatz der Analphabeten in den öſtlichen Woje— 
wodſchaften zu finden war, berichtet der „lustrowany Kurier 
Codzienny“ über ein Anwachſen des Analpha⸗ 
betentums auch in den ſüdlichen Wojewod⸗ 
ſchaften und ſtellt dazu feſt, daß gerade dieſe Wojewod⸗ 
ſchaften auf dem Gebiet des Schulweſens eine lie Ge⸗ 
ſchichte aufzuweiſen“ haben. „Die damalige galiziſche Selbſt⸗ 
verwaltung brachte das Schul⸗ und Bildungsweſen auf eine 
ſehr hohe Stufe und konnte ſich der immer ſtärkeren Abnahme 
der Zahl der Analphabeten rühmen, fo daß vor dem Kriege 
das Analphabetentum in Kleinpolen, namentlich in Weſt⸗ 
galizien, ganz erloſchen war (7).“ Die Zeitung fordert, daß 
„die Notwenbigkeit, heute in der Zeit der Kriſe im Staats⸗ 

aushalt zu ſparen, ſich nicht in der ſteigenden Zahl der 
nalphabeten äußern dürfe“. Sie klagt über die „allzu vielen 


Doktrinen und Programme“. „Die Schulenſind viel— 
fach in große Verſuchslaboratorien ver» 
wandelt worden, wo Berufene und Unberufen Ver: 
ſuche der verſchiedenſten Art durchführen ... Die impoſanten 


Schulgebäude mit ihrem palaſtähnlichen Ausſehen ſind nur 


eine Faſſade, hinter der ſich leider die Stockung im 
Kampf mit dem Analphabetentum verbirgt.“ 


Die Aufſtandsführer kagten 


Am 1. September traten die früheren Führer 
des Poſener Aufſtandes die Leiter der ehemaligen 
Volkswehren, Volksräte und geheimen Organiſationen, zu 
einer Tagung zuſammen. Man war ſich auf dieſer Tagung 
einig darüber, daß es notwendig ſei, eine umfaſſende 
Geſchichte des Poſener Aufſtandes zu 
ſchreiben. Eine ſolche Geſchichte gebe es heute noch nicht, 
obwohl eine Menge Material geſammelt worden ſei. Es 
ſei zwar ſchon eine Aufſtandsgeſchichte erſchienen. Aber ihr 
Verfaſſer ſei ein galiziſcher Jude namens Wie- 
liczkier, der ſich für den Gebrauch in Poſen den Namen 
„Wieliczka“ beigebogen habe. Dieſer „Hiſtoriker“ habe das 
in ihn geſetzte Vertrauen enttäuſcht. Die Tagung nahm eine 
Entſchließung an, in der ſie ihre peinliche Verwunderung 
darüber zum Ausdruck brachte, daß ſich Leute finden 
konnten, die es für richtig hielten, die Bearbeitung der 
Poſener Aufſtandsgeſchichte einem Juden zu übertragen. 
Das iſt eine Spitze gegen die polniſchen Regierungskreiſe, 
die für die Wahl des Verfaſſers wohl verankwortlich ſind. 
Auch ſonſt trug die Tagung eine den Warſchauern nicht 
eben freundliche Geſinnung zur Schau. So wurde u. a. 
darüber Klage geführt, daß die ehemaligen Teil» 
nehmer am Poſener Aufſtand in letzter Zeit 
immer mehr unter den verſchiedenſten Vorwänden aus 


ihren tellungen herausgedrängt und 
durch Leute erſetzt würden, die ſich niemals 
hatt die Freiheit Weſtpolens eingeſetzt 
ätten. 


Das Thorner Diakoniſſenhaus 
Durch Verfügung des e Wojewoden 
wurde vor längerer Zeit das Thorner Diakoniſſen⸗ 
aus, das einzige Krankenhaus der Deutſchen in 
Thorn und Umgebung, ſeinem rechtmäßigen Beſitzer, dem 
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Thorner Diakoniſſenkrankenhaus-Verein, weggenommen und 
dem Kreisausſchuß übergeben. Gegen dieſe Verfügung war 
ſofort beim Warſchauer Innen miniſteriu m Einſpruch 
erhoben worden. Dieſes hat nunmehr die Verfügung des 
Wojewoden beſtätigt. Die Angelegenheit iſt damit noch 
nicht erledigt. Die Rechtsmittel des Vereins ſind noch nicht 
erſchöpft. Trotzdem iſt die Leitung des Krankenhauſes 
bereits vor Monaten in polniſche Hände übergegangen, und 
an die Stelle der deutſchen Diakoniſſen find bereits polniſche 
Schweſtern aus Warſchau getreten. Im Zeichen der An⸗ 
näherung 


Dr. Pant klagt 
Die Charakteriſtik, die der polniſche Hauptmann Kan⸗ 
tor in ſeinem Buche „Die Kämpfe um das Teſchener 
Schleſien in den Jahren 1914 bis 1920“ von dem ehemaligen 
Senator Dr. Pant gegeben hat („Oſtland“ Nr. 17, S. 198), 
hat dieſen dazu veranlaßt, ſich in ſeinem Blatt „Der Deutſche 
in Polen“ von Kantor ein neues und natürlich beſſeres 
Zeugnis ausſtellen zu laſſen. Das Kantorſche Buch iſt vor 
fünf Jahren erſchienen. Wenn man bedenkt, wie ſich 
Dr. Pant in dieſer Zeit politiſch entpuppt hat, iſt es an ſich 
verſtändlich, wenn Kantor es bedauert, damals ſo hart und 
abfällig über ihn geurteilt zu haben. Die „Kattowitzer 
Zeitung“ weiſt darauf hin, daß das damalige Urteil Kantors 
wohl mehr Anſpruch auf Glaubwürdigkeit erheben kann, als 
das heutige, das den Zeitumſtänden entſprechend „revidiert“ 
worden iſt. Sie ſchreibt u. a.: „Geſtützt auf das im 
„Deutſchen“ veröffentlichte Dokument, hat Herr Dr. Pant 
egen die Kattowitzer Zeitung“ gerichtliche 
lage veranlaßt. Wir werden zu dem Termin mit 
den buchmäßig feſtgelegten Erinnerungen Kantors kommen 
und mit einer Darlegung, welchem von den beiden Doku— 
menten des gleichen Verfaſſers logiſcherweiſe mehr Wert 
beizumeſſen iſt.“ 


Deutſch-polniſcher Handwerkerauskauſch 

Kürzlich hielt ſich Reichshandwerksmeiſter 
Schmidt zu einem mehrtägigen Beſuch in Warſchau auf. 
Der Zweck des Beſuches war, mit den Führern des polniſchen 
Handwerks Fühlung zu nehmen. Zugleich überbrachte 
Schmidt die Einladung zu dem in den erſten Oktobertagen 
in Berlin ſtattfindenden Internationalen Hand⸗ 
werkerkongreß. Die Spitzenorganiſation des polni⸗ 
ſchen Handwerks ſtellte ihren Beitritt zum Internationalen 
Handwerksinſtitut grundſätzlich in Ausſicht. Zwiſchen dem 
deutſchen und dem polniſchen Handwerk iſt eine engere 
Fühlungnahme vereinbart worden. U. a. iſt man überein⸗ 
gekommen, einen Austauſch deutſcher und pol⸗ 
niſcher Handwerker vorzunehmen. Bereits in 
nächſter Zeit ſollen 20 bis 30 polniſche Handwerker für einige 
Zeit nach Deutſchland kommen, um hier praktiſch in Hand⸗ 
werksbetrieben zu arbeiten. e ſollen auch einige 
deutſche Handwerker zu einem kurzen Aufenthalt nach Polen 
geſandt werden. 


Umbildung der likauiſchen Regierung 


Die blutigen Bauernunruhen im ſüdlichen Litauen 
haben den Anſtoß zu einen Umbildung der Kauener 
Regierung gegeben. Der langjährige Innenminiſter 
Oberſt Ruſteika und der ſeit 1926 amtierende Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter Alekſa ſind zurückgetreten. Zum Innen⸗ 
miniſter wurde der bisherige Chef der Kauener Garniſon, 
Generalleutnant Julius Capeikas, ernannt. Die Nach⸗ 
folge Alekſas trat der Landwirt Butvinſklis an. 


Es konnte natürlich nicht ausbleiben, daß auch die li⸗ 
tauiſchen Bauernunruhen in den Dienſt der 
deutſchfeindlichen Propaganda geſtellt wurden. Das 
litauiſche Regierungsblatt „Lietuvos Aidas” ſchrieb in einem 
Leitartikel am 31. Auguſt u. a.: „Wer ſeine Aufmerkſamkeit 
der Tatſache zuwendet, daß die angebliche Bauernbewegung 
nicht dort ihren Urſprung genommen hat, wo die Lage der 
Bauern am ſchwerſten iſt, ſondern gerade im Kreiſe Su⸗ 
walki, wo das Land relativ gut iſt und die Lage der Bauern 
im großen und ganzen beſſer iſt, dem wird dieſe Bewegung 
leicht zu einem merkwürdigen Rätſel. Doch denken wir 
daran, daß am 29. September im Memelgebiet die Wahlen 
ſtattfinden ſollen, und daß der Kreis Suwalki ſchon vor dem 
Kriege ſtark von Deutſchen beſiedelt war, ſo wird das Rätſel 
wohl nicht ſo ſchwer zu löſen ſein. Die weitere Unterſuchung 
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wird zeigen müſſen, woher in Wahrheit jener unſelige 
Bauernſtreik ſeinen Urſprung genommen hat.“ Eine Unter⸗ 
ſuchung durch Pſychiater wird zeigen, wohin die Artikel— 
ſchreiber des „Lietuvos Aidas“ gehören. Die Bauernunruhen 
waren nach einigen Tagen zwar im weſentlichen unter- 
drückt worden. In einigen Landesteilen Nord litauens 
aber fladerten immer wieder örtliche Unruhen auf. Ber: 
ſchiedentlich kam es, ſo in der Gegend von Tauroggen und 
Schaken, zu Terrorakten und Brandſtiftungen. 
Die Memelfrage im Urteil des Auslandes 

Die „Neue Züricher Zeitung“ ſchloß einen längeren 
Bericht über die litauiſchen Rechtsverletzungen im Memel⸗ 
ebiet: „Wenn die Litauer Deutſchlands Drang nach dem Oſten 
2 ſo handeln ſie unklug, wenn ſie Deutſchland auch 
nur einen Schein von Recht liefern, mit dem es eines Tages 
eine aktive Politik' ihnen gegenüber begründen kann. Sie 
erſchweren für dieſen Fall auch jede Intervention der 
Mächte zu ihren Gunſten. Gerade weil über dem euro⸗ 
päiſchen Nordoſten eine gewiſſe Unſicherheit ſchwebt, gehört 
die Beachtung des Memelſtatuts zu den Hauptvoraus⸗ 
ſetzungen für die Erhaltung des Friedens. An einer 
Regelung der Beziehungen zwiſchen Litauen und Deutſch⸗ 
land iſt auch das übrige Europa intereſſiert, wahrſcheinlich 
mit der einzigen Ausnahme von Rußland, dem Deutſch⸗ 
lands ſchlechte Beziehungen zu ſeinem kleinen Nachbarn 
paffen, um es verdächtigen zu können. Es iſt deshalb zu 
wünſchen, daß die Bemühungen der Garantiemächte unter 
britiſcher Führung Litauen zu einer einſichtigeren Methode 
zurückzuführen vermöchten. Heute iſt die Frage naheliegend, 
ob nicht, wie ſchon mehrfach angeregt wurde, die Garantie⸗ 
mächte den Völkerbund erſuchen ſollen, die kommende Wahl 
des Memellandtages zu überwachen, damit ſie wirklich frei 
und geheim und nach demokratiſchen Grundſätzen vor ſich 


Marmor auf deutſche Koſten 

Die litauiſche Hauptſtadt beſitzt ein pompöſes 
Staatsbankgebäude. Der Bau hat 7 Millionen Lit 
gekoſtet. Marmorfäulen innen und außen. Kunſtvolle Möbel 
in den Büros. Alles deutſche Arbeit. Die deutjche. 
Baufirma iſt ebenſo wie die andere deutſche Firma, die die 
Inneneinrichtung beſorgt hat, bei dieſem „Geſchäft“ mit der 
Lietuvas Bankas pleite gegangen. Ihre Lieferungen wurden 
nicht bezahlt. Wenn das ſchon bei der Staatsbank 
geſchieht . 
Die „Deutſche Partei“ in Litauen geſchloſſen 

Die im Jahre 1920 gegründete Deut ſche Partei, 
die politiſche Organiſation der Deutſchen Großlitauens, iſt 
Ende Juli vom Kauener Kreischef aufgelöſt worden. Die 
Auflöſung wurde mit „Untätigkeit“ begründet. Die Partei 
war ſeit der Auflöſung und Ausſchaltung des Kauener 
Sejms im Jahre 1927 in ihrer Betätigung lahmgelegt wor⸗ 
den. Das Deutſchtum Großlitauens beſitzt nunmehr als ein⸗ 
zige zentrale Organiſation nur noch den Deutſchen Kultur- 
verband, dem jedoch gleichfalls auf Schritt und Tritt 
Schwierigkeiten bereitet werden. 


Ein nationaldemokratiſches Gebet 

Mehr komiſch als originell iſt die Art, in der die 
Nationaldemokraten den lieben Gott um ihr Wohlbefinden 
bemühen. Ihre Preſſe verbreitete den Wortlaut eines 
„Gebetes um ein Großpolen“, das gelegentlich 
einer nationaldemokratiſchen Pilgerfahrt nach einem weſt⸗ 
galiziſchen Wallfahrtsort ſeine Uraufführung erlebte. Gott 
und die heilige Jungfrau werden darin gebeten, „auf den 
Hunger und das Elend der Millionen zu blicken, die ohne 
Arbeit und Brot ſind“. Dann heißt es weiter: „Sieh, wie 
das göttliche Recht mit Füßen getreten wird. Sieh auf die 
Bedrückung der Rechtſchaffenſten, auf das Schwinden des 
Gewiſſens. Sieh, wie ſich die frechen Feinde des heiligen 
Glaubens und der Kirche Gottes immer mehr ausbreiten. 
Sieh herab auf unſere Brüder, die für ihre Liebe zu Volk 
und Vaterland büßen müſſen. Sieh auf die Unterdrückung 
der menſchlichen Würde und Freiheit.“ Weiter wird darin 


gebetet „um ein anſtändiges Polen, um ein gerechtes Polen, 


um ein Vaterland für die Armen, um ein Polen für die 
Polen, um ein Polen des katholiſchen Gottesdienſtes, um ein 
Polen freier Menſchen, um ein Polen des reinen Gewiſſens, 
um ein Großpolen“. 


Bagger bedrohen Borgeihihtsdentmäler 5 
An ſo vielen Orten, wie wohl in keiner anderen Provinz 
des Deutſchen Reiches, wühlt der Spaten heute den Pi 
ßiſchen Boden um. Lorenzüge verſetzen ganze Berge, Täler 
werden ausgefüllt und Sümpfe gefeſtigt. Der Bagger durch⸗ 
furcht die Erde, und innerhalb kurzer Zeit iſt reſtloſe Arbeit 
getan. Angeſichts dieſer regen Tätigkeit iſt es nicht verwun⸗ 
derlich, daß immer von neuem Bodenfunde zutage gefördert 
werden, die von der alten Kullur unſerer Ahnen Zeugnis 
ablegen. Sie alle zu retten, dazu reichen die zur 1 
ſtehenden Kräfte nicht mehr aus. Schlimm ſteht es beſonders 
dann, wenn Bagger und Lorenzüge angeſetzt werden und den 
Berg oder Hügel, worin ſich vielleicht ein ganzes vorgeſchicht⸗ 
liches zen oder ein Gräberfeld mit koſtbarem, unerſetzbarem 
Grabgut befindet, in kürzeſter Zeit buchſtäblich „abfreſſen“. 
Hier kann dann die langſam ſchürfende Unterſuchung des 
Ausgräbers nicht Schritt halten, und notgedrungenermaßen 
muß die Notbergungsarbeit Be ung werden. Das ift 
gegenwärtig z. B. der Fall bei einem Gräberfeld der nach⸗ 
chriſtlichen Jahrhunderte bei Schugſten (Kreis Fiſch⸗ 


hauſen) und einem anderen Gräberfeld bei Althof (Kreis 
Pr. Eylau). Ebenſo frißt ſich bei Palmnicken-Kraxtepellen 
der Bagger langſam aber ſtetig an den dortigen Burgberg 
heran. Die Unterſuchung einer vorgeſchichtlichen Burg dauert, 
ſachgemäß vorgenommen, jahrelang. Schon die laufenden 
Arbeiten, die das Pruſſia-Muſeum bisher zu leiſten hatte, 
überſtiegen in den letzten Jahren bei weitem ſeine Kräfte. Die 
jetzt ſich auftürmende drohende Gefahr für weitere varge— 
ſchichtliche Kulturdenkmäler, von denen die hier aufgeführten 
nicht die letzten bleiben werden, läßt die Schwierigkeiten ins 
Unermeßliche wachſen. Rettung kann nur der ſachkundig 
geführte Spaten bringen. Es wäre dringend erwünſcht, daß 
die oſtpreußiſche Denkmalpflege für Vorgeſchichte ent⸗ 
ſprechend ihrer umfangreichen und wichtigen Aufgabe, 
deren Erfüllung nationalpolitiſchen und volfsersiehertihen 
Zielen dient, auch mit den nötigen Mitteln und Kräften 
verſehen wird. Das iſt en da, wie geſagt, nicht nur 
der Umfang der Ausgrabungsarbeiten ganz weſentlich ge⸗ 
ſtiegen iſt, Pe auch das Tempo, in dem ſie durchgeführt 
werden, notwendigerweiſe beſchleunigt werden muß. 


Die Bevölkerungsentwicklung in Eſtland 


Im Juli⸗Auguſt⸗Heft der „Eesti Statistika“ wurden die 
Angaben über die nationale Zuſammenſetzung der eſt⸗ 
ländiſchen Bevölkerung auf Grund der Volkszählung vom 
1. März 1934 veröffentlicht. Danach wurden in Eſtland 
Vertreter von 51 verſchiedenen Nationalitäten gezählt, von 
denen aber nur acht mehr als 1000 Perſonen umfaßten, und 
zwar Eſten 992 520 (= 88,2 % der Geſamtbevölkerung), 
Ruſſen 92 656 (= 8,2 %), Deutſche 16 346 (= 15%), 
Schweden 7641 (= 0,7%), Letten 5435 (= 0,5 %), Juden 
4434 ( 0,4%), Polen 1608 (= 0,1%) und Finnen 1088 
(= 0,1%). Zieht man zum Vergleiche die Angaben der 
Volkszählung vom Jahre 1881 heran, deren territorialer 
Bereich ſich freilich mit dem der letzten Volkszählung nicht 
deckt, deſſenungeachtet aber vergleichsweiſe verwertet werden 
kann, ſo ergibt ſich, daß der e der Eſten um 
3,1 geſtiegen iſt, 1 5 auf Koſten der Deutſchen, deren 
Vomhundertſatz in dieſem Zeitraum von 5,3 auf 1,5 zurück⸗ 
gegangen iſt, während die Vomhundertſätze für die übrigen 
wichtigſten Nationalitäten ſich kaum verändert haben. Die 
Eſten überwiegen in nahezu ſämtlichen Städten, Flecken 
und Kreiſen mit Ausnahme des Kreiſes Petſchur und einiger 
weniger Flecken an der Oſtgrenze des Landes, wo die 
Ruſſen an erſter Stelle ſtehen, ſowie einiger weniger 
Gemeinden im Küſtengebiet mit vorwiegend ſchwediſcher 
Bevölkerung. 

Die Verteilu ng der einzelnen wichtigſten Nationa⸗ 
litäten auf Stadt und Land ergibt folgendes Bild (in % 
der betreffenden Nationalität): 


Eſten Ruſſen Deutſche Schweden Letten Juden 


Städte und 
Flecken 30,2 28,8 83,3 14,6 490 98,2 
Gemeinden 69,8 71,2 16,7 85,4 51,0 1,8 


Das Verhältnis der Geſchlechter weiſt für die 
einzelnen Nationalitäten Eſtlands ſtarke Verſchiedenheiten 
auf. Dieſes Verhältnis deckt ſich mit rund 47% Männern 
und 53% Frauen für die Geſamtbevölkerung faſt genau mit 
den entſprechenden Zahlen für die eſtniſche Nationalität: 
46,9% : 53,1%. Für die Ruſſen (48,1% : 51,9%) und die 
Schweden (48,0% : 52,0%), namentlich aber die Juden 
(49,9% : 50,1%) ergibt ſich nahezu ein völliger Ausgleich 
der Geſchlechter, während die männliche Bevölkerung bei den 
Letten (41,5% : 58,5%) und namentlich bei den Deutſchen 
(40,0% : 60,0%) weit hinter dem durchſchnittlichen Ver⸗ 
hältnis für die Geſamtbevölkerung zurückbleibt. 

Betrachtet man die einzelnen Nationalitäten nach den 
drei Hauptkategorien (Jugendliche: bis 19 Jahre, 
voll Arbeitsfähige: 20—59 Jahre und Greiſe: 60 Jahre und 
darüber), ſo 20 5 ſich folgendes Bild: Auf je 100 Perſonen 


im Alter von 20 bis 59 Jahren kommen bei den verſchiedenen 
Nationalitäten 

Eſten Ruſſen Deutſche Schweden Letten Juden 
Jugendliche 52,3 66, 39,6 63,5 206 39,5 
Greiſe 24,0 15,7 36,0 26,2 35,4 15,0 


Mithin macht ſich ſowohl bei den Letten als auch bei den 
Deutſchen eine ſtarke Ueberalterung bei gleichzeitig geringem 
Nachwuchs bemerkbar. Der Anteil der Jugendlichen iſt bei 
den Ruſſen und Schweden beſonders hoch, die Ueberalterung 
bei den Ruſſen und Juden beſonders niedrig. Die Ver⸗ 
ſchiebung des Verhältniſſes zwiſchen den drei Alterskate⸗ 
N für die eſtniſche Nationalität veranſchaulicht folgende 

abelle, die einen Vergleich der entſprechenden Zahlen für 
die Jahre 1897 und 1934 ermöglicht; auf je 100 Eſten im 
Alter von 20—59 Jahren kommen 


Jugendliche Greiſe 
1934 51,8 24,7 
1897 85,3 20,3 


Bei der Betrachtung der erwerbstätigen, d. h. durch 
Arbeit oder ſonſtwie ein ſelbſtändiges Einkommen erzielen⸗ 
den Bevölkerung ergibt ſich für die 99 Nationalitäten 
folgendes Bild: Eſten 41,8%, Ruſſen 35,7%, Deutſche 50,9%, 
Schweden 29,6%, Juden 44,7%. Die relativ hohen Sätze 
für die deutſche und jüdiſche Bevölkerung erklären ſich aus 
der beruflichen und geſellſchaftlichen Schichtung dieſer vor— 
nehmlich die Städte bewohnenden Nationalitäten, während 
das Ueberwiegen der Landwirtſchaft bei den übrigen Na⸗ 
tionalitäten die entſprechenden Zahlen drücken muß, da die 
Arbeit hier in nicht unweſentlichem Maße mit Hilfe un⸗ 
ſelbſtändiger Familienmitglieder geleiſtet wird. 

Soweit die Mitteilungen der eſtländiſchen ſtatiſtiſchen 
Zeitſchrift. 555 Bild, das ſich aus dieſen Zahlen für die 
deutſche Volksgruppe in Eſtland ergibt, iſt 
denkbar ungünſtig. Mit 16 346 Seelen machte das Deutſch⸗ 
tum am 1. März 1934 nur noch 1,5 v. H. der Geſamt⸗ 
bevölkerung Eſtlands aus. Von je 100 Deutſchen wohnen 
mindeſtens 83 in den Städten und Flecken, 
nur noch knapp 17 v. H. auf dem flachen Lande. Der 
Nachwuchs iſt gering, die Altersklaſſe von 60 Jahren 
und darüber iſt un verhältnismäßig ſtark vertreten. Auf je 
60 deutſche Frauen kommen nur 40 deutſche 
Männer. Was das alles für die Zukunft der deutſchen 
Volksgruppe in Eſtland bedeutet, läßt ſich leicht ermeſſen. 
Selbſt wenn die Geburtenziffer bei den eſtländiſchen Deut— 
ſchen ſtark in die Höhe ſchnellen würde (wozu wenig Ausſicht 
vorhanden iſt), wäre nicht mit einer natürlichen Vermehrung 
der deutſchen Volkszahl zu rechnen. Die ungünſtige Alters- 
gliederung wird vorausſichtlich noch für lange Zeit ein 
Ueberwiegen der Todesfälle über die Zahl der Geburten 
bewirken. Das Deutſchtum in Eſtland iſt mit einer ſchweren 
„Hypothek des Todes“ belaſtet. Dieſer Zuſtand wird noch 
dadurch verſchärft, daß infolge des Mißverhältniſſes zwiſchen 
den Geſchlechtern und ER der ſtarken fozialen Verlage⸗ 
rungen zwiſchen den verſchiedenen Nationalitäten die Zahl 
der nationalen Miſchehen, die zumeiſt einen Verluſt 
für das Deutſchtum bedeuten, ungewöhnlich hoch iſt. Warum 
unter dieſen Umſtänden in der eſtniſchen Preſſe das Ge⸗ 
chwätz von der „deutſchen Gefahr“ nicht endlich verſtummt, 
iſt unerfindlich. 


213 


Kampf und Aufgaben der Bayeriſchen Oſtmark 


Auf der Arbeitstagung des Bundes Deutſcher 
Iſten in Cham, über die in den beiden letzten 
Folgen des „Oſtland“ bereits berichtet wurde, 
ſprach Gauinſpekteur pg. Ganninger über 
Sinn und Bedeutung der Bayeriſchen Oſtmark. 
Nachſtehend werden einige Auszüge aus dieſer 
Rede gebracht. 


Der Gau Bayeriſche Oſtmark erhält in zweifacher 
Hinſicht durch ſeine geographiſche Lage ſeine beſondere Be⸗ 
deutung. Zwei Gefahrenſtellen für Deutſch⸗ 
land, deren Ueberwindung ſeine Aufgabe iſt, liegen im 
Bereich dieſes Gaues: 1. An der Further Senke, wo der 
tſchechiſche Volksboden an die Reichsgrenze heranreicht, be» 
findet ſich die engſte Einſchnürung des deut⸗ 
ſchen Raumes zwiſchen Slawen im Oſten und Romanen 
im Weſten; 2. die Mainlinie, die ſich in der deutſchen 
Geſchichte ſo unheilvoll ausgewirkt hat, reicht in das Gebiet 
des Gaues hinein. Die eine Gefahr iſt nur durch eine ſtarke 
Poſition im Grenzraum zu überwinden. Die zweite Gefahr 
aber läßt ſich nur überbrücken, wenn es gelingt, an die 
Stelle der bislang vorhandenen Einheiten ſtammesmäßiger 
und kulturpolitiſcher Art, konfeſſioneller und dynaſtiſcher Art 
eine größere Einheit zu ſetzen, eine Einheit, die nur gebildet 
werden kann von einer Bewegung, die ſich anmaßt und vor⸗ 
nimmt, die deutſche Geſchichte auf ein Jahrtauſend neu zu 
geſtalten. Indem der Führer den Gau Bayeriſche Oſtmark 
ſchuf, allen überkommenen Anſchauungen zum Trotz, hat er 
zum erſten Mal in der Geſchichte Oberfranken, Ober⸗ 

falz und Niederbayern zu einer gemein⸗ 
en grenzdeutſchen Aufgabe zuſammen⸗ 
gefaßt. Er hat es unternommen, die Menſchen dort zum 
Begreifen einer größeren Einheit, einer ſtaats- und volks⸗ 
politiſchen Notwendigkeit zu erziehen. Und dieſes Wagnis, 
das kann man wohl ſagen, iſt — in ſeinen Anfängen 
wenigſtens — ſchon heute durchaus geglückt. 


Vor einiger Zeit iſt eine Denkſchrift erſchienen; darin 
kann man u. a. folgendes leſen: „... Der Name Bayeriſche 
Oſtmark, angewandt auf die Regierungsbezirke Ober- 
franken, Oberpfalz und Niederbayern, entbehrt aber auch 
jeder geographiſchen und geſchichtlichen Begründung. Das 
fräntiſche Biſchdſs t Coburg, das vogtländiſche Hof, die 
ränkiſche Biſchofsſtadt Bamberg, die preußilch » branden> 
burgiſchen Hohenzollernſtädte Bayreuth und Kulmbach 
ſollen Bayeriſche Oſtmark ſein? Und der Frankenwald dazu? 
Dieſe Städte und Landſchaften ſind überhaupt nicht 
bairiſch dem Stamme nach. Zum bayeriſchen Staat ge⸗ 
hören die fräntifchen Bistümer und Fürſtentümer erſt ſeit 
130 Jahren als Geſchenk Napoleons für die Waffenhilfe. 
Coburg ſchloß ſich erſt 1920 an Bayern an ...“ Dieſen 
hausbackenen Unſinn veröffentlichte die Zentral⸗ 
kommiſſion für wiſſenſchaftliche Landes⸗ 
kunde von Bayern. Wir willen, was die Bayeriſche 
Oſtmark ſein ſoll. Nicht ein Titel, dazu beſtimmt, die Brüder 
in der öſterreichiſchen Oſtmark vor den Kopf zu ſtoßen und 
in ihnen etwa das Gefühl zu wecken, daß ſie nun nicht mehr 
berechtigt ſeien, ſich als deutſche Oſtmärker zu fühlen. 
Sondern ein Titel, dazu beſtimmt, einen Kreis deut⸗ 
ſcher Menſchen mit dem Gedanken zu ers 

üllen, daß ſie innerhalb der großen deut⸗ 

chen Oſtmark, die ſich von Oeſterreich bis 
hinauf nach Oſtpreußen erſtreckt, einen 
wichtigen Abſchnitt zu betreuen und zu bes 
hüten haben. 


. Als die Gauleitung vor wenigen Jahren auf Befehl des 
Führers daran ging, die ihr a ee Aufgabe zu löſen, da 
konnte ſie nicht damit rechnen, daß die Menſchen, die ihrer 
politiſchen Führung anvertraut wurden, ſchon innerlich 
bereit waren, den non ihnen geforderten Grenzkampf zu 
führen, oder überhaupt ſchon zu begreifen in der Lage 
waren, was Grenzkampf eigenklich heißt. Es iſt ſehr be⸗ 
zeichnend für die Einſtellung, die man früher in den 
herrſchenden Kreiſen der Bayeri'ſchen Volkspartei 
zu dieſem Grenzgebiet hatte, daß man e ee 
von „da hint' in der Oberpfalz“ ſprach. Da war für dieſe 
Leute, die früher in Bayern regierten, die Welt mit 
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rettern 


vernagelt, da war es, ſo meinten ſie, „nicht weit her“ mit 
den Menſchen, und daher hielten fie es auch nicht für nötig, 
ernſthaft zu helfen. Nur manchmal kam es wohl vor, daß 
einer der Abgeordneten der Bayeriſchen Volkspartei das 
Bedürfnis empfand, ſeinen Wählern „in der Oberpfalz hint“ 
einen Beweis ſeiner „Arbeit“ zu geben; da wurde dann 
raſch irgendwo ebenſo plötzlich wie planlos ein Stück Eiſen⸗ 
bahnſtrecke oder Straße gebaut. Und da der Ehrgeiz des 
„Volksvertreters“ damit zufriedengeſtellt war, war dann der 
Fall damit erledigt. Man ließ die Menſchen der Oſtmark 
geiſtig und phyſiſch verkommen. Man ſah keinen Gewinn 
darin, ſie kulturell auf eine höhere Stufe zu heben. Die 
Kunſt „gehörte“ nach München, die Induſtrie nach Nürn⸗ 
berg und der Fremdenverkehr in die Alpen. In der 
Bayeriſchen Oſtmark aber verſprach man den Menſchen ein 
beſſeres Jenſeits, um ſich der Verantwortung für ihr Dies— 
ſeits entziehen zu können. Man reichte ihnen etwas, was 
man als Religion deklarierte, in Wirklichkeit aber nichts 
anderes als eine Irreleitung irdiſcher Triebkräfte war. 


Fahren wir heute durchs Land, dann werden wir allent⸗ 
halben ſchöne Kirchen entdecken, die vielfach recht 
harmoniſch in die Landſchaft eingebaut ſind; und gehen wir 
in die Kirchen hinein, dann werden wir dort neben wert⸗ 
loſen und ſcheußlichen Dingen hin und wieder auch Zeug— 
niſſe eines wirklich hoch entwickelten Kunſtſinnes ſehen. 
Aber es wäre verfehlt, daraus etwa zu ſchließen, daß die 
Kirchenbetreuung für dieſes Land eine kulturbefruchtende 
Wirkung hervorgebracht hätte. Wir brauchen nur aus den 
Kirchen heraus in irgendeine der benachbarten Wohnhütten 
zu treten, um uns davon zu überzeugen, daß die Fürſorge, 
die man dieſem Lande zugewandt hat, ſich nirgends über 
den engſten Kreis der Kirche hinaus erſtreckt hat. Allent⸗ 
halben trägt das Land noch die Spuren eines Regimes, das 
man kurz und treffend als Prieſterherrſchaft 
bezeichnet. 

Seit der Machtergreifung hat ſich vieles in dieſer Hin⸗ 
ſicht gebeſſert. Aber wir ſind uns im Klaren darüber, daß 
mit der Aenderung der äußeren Machtverhältniſſe der 
eigentliche Kampf, der Kampf um die geiſtige Führung des 
Landes und ſeiner Menſchen, erſt wirklich eingeſetzt hat. Als 
wir zur Macht kamen, gab es in der Oberpfalz und in 
Niederbayern, einem Gebiet mit rund 1,7 Millionen 'Be- 
wohnern, nur rund 16 000 eingeſchriebene Mitglieder der 

artei. Im März 1933 konnte die NSDAP rund 130 000 

timmen auf ſich vereinen, und im November desſelben 
Jahres marſchierte dieſes Gebiet ſchon mit 9 3 v. H 
Stimmen für den Führer mit an der Spitze aller 
Gaue des Reiches. Dieſe Zahlen geben einen Maßſtab für 
die fortſchreitende ſeeliſche Erfaſſung des Volkes. Wenn das 
gelungen iſt, dann iſt das vor allem unſerm toten Gauleiter 
Hans Schemm zu verdanken, der zu den Männern in 
Deutſchland gehörte, die man als die Seele der Bewegung 
anſprechen darf. Schemm war es, der es verſtand, die Glocke 
des Blutes in allen Deutſchen wieder ene längſt 
verſchüttete Quellen der Raſſe und des Volkstums wieder 
freizulegen, den Begriff der Religion auf eine höhere Warte 
als die des Konfeſſionellen zu heben. Er wußte die Aufgabe, 
die ihm der Führer geſtellt hatte, als er ihm die Leitung des 
Gaues übertrug, ſo vorzubereiten, daß wir ihre endgültige 
Löſung heute als geſichert anſehen können. 


Wir wiſſen freilich, daß die Aufgabe, aus Franken, 
Oberpfälzern und Niederbayern Deutſche und nichts als 
Deutſche zu machen, einen unverſöhnlichen Gegner hat, den 
politiſchen Katholizismus. Ohne Uebertreibung 
können wir ſagen, daß die Chriſtianiſierung des Abend⸗ 
landes und der Welt nicht möglich geweſen wäre ohne all 
das, was der forſchende deutſche Geiſt, der kritiſche deutſche 
Menſch im Gange der Jahrhunderte an großen und ſchönen 
Ideen der Welt gegeben hat. Deshalb war auch in der 
Vergangenheit das deutſche Volk immer wieder der Aus⸗ 
tragungsort für alle Spannungen auf dieſem Gebiet, und 
es ſcheint unſer Schickſal zu ſein, auch in Zukunft wieder 
dieſe Spannung durchkämpfen zu müſſen. Der politiſche 
Katholizismus iſt für uns in der Bayeriſchen Oſtmark heute 
der einzige, noch ernſt zu nehmende Gegner. Wir ſehen, wie 
er in letzter Zeit ſeine Stellung im tſchechiſchen Staate neu 


zu ſtärken gewußt hat, und wie er von dorther über die 
Grenze hinweg in unſer Gaugebiet einzugreifen verſucht. 
Wir kennen die Arbeit der Klöſter und klöſterlichen An⸗ 
ſtalten in unſerm Gebiet, und wir ziehen für unſere Arbeit 
die notwendigen Folgerungen daraus. 

Wir gewinnen das Volk. Wir haben ihm klar gemacht, 
daß es nicht Tauber und anſtändig iſt, in dieſer 
Welt nur zu beten und von milden Gaben 
zu leben. Wir haben das Volk aufgerufen, ſich ſelber zu 
helfen. Und es ift uns gefolgt. Es hat wieder Mut 
zur Selbſtbehauptung bekommen. Es macht ver— 
zweifelte Anstrengungen, dem Elend, in das es von den 
früheren Machthabern geſtürzt worden iſt, zu entrinnen. 
Und es hai heute wieder ein Recht darauf, daß ihm geholfen 
wird, denn dieſes Recht beſitzt ſeder, der ſich ſelber ehrlich 
zu helfen gewillt, aber noch nicht ſtark genug iſt. An vielen 
Orten, vor allen: in den unmittelbaren Grenzkreiſen, reichen 
die Kräfte der Selbſthilfe nicht aus. Vielfach können die 
vom Staate zur Verfügung geſtellten Mittel für Notſtands⸗ 
arbeiten nicht ausgenutzt werden, weil die für die vor⸗ 
geſchriebene Reſtfinanzierung erforderlichen Mittel nicht 
aufgebracht werden können. Das gilt z. B. für die als 
Notſtandsarbeiten durchgeführten Straßenbauten in den 
grenznahen Gebieten. Straßenbauten ſind dort notwendiger 
als irgendwo ſonſt. Aber ſie können nicht durchgeführt 
werden, weil die völlig verarmten Gemeinden die Reſt⸗ 
finanzierung weder aus eigenen Mitteln noch durch die Auf- 
nahme einer Anleihe aufbringen können. So kommt es, daß 
gerade in dieſen der Grenze zunächſt liegenden Kreiſen die 
Zahl der arbeitsloſen Volksgenoſſen noch unverhältnismäßig 
hoch iſt, während das übrige Gaugebiet bereits weit über 
den Reichsdurchſchnitt von Arbeitsloſen befreit werden 
konnte. Die Sicherung der wirtſchaftlichen Lebensgrundlage 
aber iſt gerade im Grenzgebiet eine unbedingte Not⸗ 
wendigkeit. Denn erſt aus der wirtſchaftlichen Exiſtenz⸗ 
ſicherung heraus kann es gelingen, aus den Menſchen der 
Grenze ein feſtes und abſolut ſicheres Bollwerk für Deutich- 
land zu machen. 1 . 

Wir ſind in der Bayeriſchen Oſtmark über die Sorge 
ums tägliche Brot hinaus mit Erfolg um die Neu⸗ 
belebung alten volks gebundenen Brauch⸗ 


tums bemüht. Wir rufen die Kräfte urſprüng⸗ 
lichen Kunſtſchaffens zu neuer Entfaltung. Wir 
haben uns bemüht, durch eine entſprechende Umſchulung des 
Kunſtgewerbes der Bayeriſchen Oſtmark eine Verfeinerung 
des Geſchmacks herbeizuführen. So wurden der Glas= 
induſtrie des Bayeriſchen Waldes neue Motive und der 
Holzwirtſchaft des Chamer Notſtandsgebietes neue Ans 
regungen gegeben. Wir bauen heute freilich keine ſchönen 
Kirchen mehr mit ſtaatlichen Geldern, um daneben, wie es 
die früheren Herren getan haben, Drecklöcher von menſch— 
lichen Wohnungen beſtehen zu laſſen. Wir bauen neue 
Häuſer; wir legen brauchbare Straßen an; wir machen es 
den Menſchen wieder möglich, ſauber und anſtändig zu 
leben; wir ſagen ihnen, daß ſie nicht bloß die Arbeitsobjekte 
für die von ihnen betreute Materie ſind; wir halten es nicht 
für überflüſſig, uns darum zu kümmern, daß es in ihren 
Stuben wieder geſchmackvolles Geſchirr, geſchliffene Gläſer, 
einwandfreie Bilder und gefällige Möbel gibt, und daß 
Blumen vor den Fenſtern ihrer Wohnungen ſtehen. Wir 
wollen und werden erreichen, daß 
Schönheitsſinn der Menſchen wieder er⸗ 
acht, daß das Volk in ſeinen breiten 
ſſen wieder die äußere Möglichkeit und 
innere Bereitſchaft beſitzt. aus ſich 
bit heraus kulturelle Werte zu ſchaffen. 
Was wir tun, das kann auch für die Deutſchen 
jenſeits der Grenze, die heute in einem verzweifelten 
Behauptungskampf 1 nicht gleichgültig ſein. Es hat 
keinen Sinn, ihnen zu agen: wir denken an euch, wir fühlen 
mit euch, — während hier, auf unſerer Seite, unmittelbar 
an der Grenze, Not, Hunger, Unzufriedenheit und Zer— 
riſſenheit herrſchen. Wir glauben vielmehr, daß wir ſie in 
ihrem Kampf viel beſſer dadurch zu unterſtützen vermögen, 
daß wir ihnen zunächſt einmal bei uns ſelber das Bild einer 
geſchloſſenen Einheit vordemonſtrieren, einer Einheit, die 
über Stämme, Konfeſſionen, Bildungsgrade und Wirt— 
ſchaftsgruppen hinweg reicht, die den Begriff „Vaterland“ 
zu etwas Erſtrebenswertem und etwas Lebendigem macht. 
Und wir wiſſen, daß wir uns in dieſem Streben einig fühlen 
können mit allen denen, die irgendwo an Deutſchlands 
Grenzen ſtehen, um ihre Pflicht zu erfüllen. 
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Buchbeiprechungen 


Grenz- und Oſtmark, die Klammern Oſtdeutſchlands. 
Von Janoſchek und Klaus Borries. Edwin Runge⸗ 
Verlag, Berlin 1935. 68 Seiten. 0,90 AA. — Dieſe Schrift, 
an deren Abfaſſung außer den erwähnten Verfaſſern auch 
Dr. Schmitz beteiligt war, gibt in gedrängter Form einen 
vortrefflichen Einblick in die zwiſchen Pommern und Schleſien 


gelegenen öſtlichen Grenzgebiete des Reiches. Der geſchicht⸗ 


liche Teil iſt aufſchlußreich und anregend geſchrieben. Die 
raumpolitiſche Bedeutung der Gebiete in Vergangenheit und 
Gegenwart wird gut herausgearbeitet. Die Tatſachen des 
wirtſchaftlichen und geiſtigen Lebens der Oſtmark, die in 


der Schrift angeführt werden, werden den, der dieſes 


Land nur als „toten Winkel“ zu betrachten gewohnt iſt und 
meint, daß ſich hier bloß das Durchfahren lohne, gewiß über⸗ 
raſchen. Grenzmark und Oſtmark verdienen es, daß man ſie 
kennen lernt. Die kleine Schrift, die viel Wiſſenswertes ver⸗ 
mittelt, kann auch den Zweifler davon überzeugen. Wer den 
nördlichen und den ſüdlichen preußiſchen Oſten in ſeiner Be⸗ 
deutung erkennt, der kann an der Klammer, die dieſe beiden 
auseinander ſtrebenden Stoßlinien zuſammenhält, nicht acht⸗ 
los vorübergehen. Toter Winkel? Es kommt nur darauf an, 
was man daraus macht. Dr. K. 


Deutſches Memelland. Von Dr. Kurt Gloger. Edwin 
Runge-Verlag, Berlin 1935. 64 Seiten. Preis 0,80 AM. — 
Trotzdem in letzter Zeit eine ganze Reihe neuer Memel⸗ 
broſchüren erſchienen iſt, verdient die Arbeit von Gloger 
einen beſonderen Hinweis. Es finden ſich in der geſchichtlichen 
Betrachtung wie in der Darſtellung der jüngſten Vergangen⸗ 
heit und der gegenwärtigen Lage des Memelgebietes in 
dieſer Schrift eine Menge ieee und charakteriſtiſcher 
Einzelheiten erwähnt, die ſonſt nur ſelten ſo leicht zugänglich 
ſind. Wertvoll ſind die zahlreichen Kartenſkizzen von 
Hillen⸗Ziegfeld, die neben den eingeſtreuten Feder⸗ 
zeichnungen die Schrift beleben. Nützlich iſt auch die im Aus⸗ 


hang beigefügte Statiſtik der memelländiſchen Wahlen. 
Einige Verſehen im Text (3. B. Volksabſtimmung ſtatt: 
Volkszählung — S. 31, Völkerbund ſtatt: all. und aſſ. 
Hauptmächte — S. 34, uſw.) ſind als ſolche zumeiſt aus dem 
Zuſammenhang zu erkennen. Die Broſchüre ift als 
Schulungsmaterial gut geeignet. Dr. K. 
Bollwerk Oſtpreußen. Von Dr. Walther Franz. 
Edwin Runge Verlag, Berlin 1935. 56 Seiten. Preis 
0,80 71. — Knapp und überſichtlich ift die Darſtellung, 
die Franz von Oſtpreußen gibt. Den Hauptteil der Schrift 
nimmt ein guter Rückblick auf die geſchichtliche Entwick- 
lung Oſtpreußens ein, der durch die beigefügten 28 Karten⸗ 
ſkizzen ungemein anſchaulich wird. In gedrängter Form 
werden dann Landſchaft und Wirtſchaftsleben behandelt. 
Auch hier tragen die in den Text eingeſtreuten 23 kleinen 
Federzeichnungen viel zur Belebung der ſachlich einwand⸗ 
freien Darſtellung bei. Eine Zeittafel, die im Anhang bei⸗ 
gefügt ift, hält die wichtigsten Daten der oſtpreußiſchen 
eſchichte feſt. Der Leiter des BDD., Prof. Oberländer, 
ſchrieb ein Geleitwort für die Schrift, die ſich gut als 
Schulungsmaterial eignet. Dr. K. 
Danzigs Rechtsſtellung unter dem Verſailler Diktat. 
Von Guſtav Giere. Verlag Grenze und Ausland. 
Berlin W 30. 1935. 60 Seiten mit zwei Karten. — Die 
Frage der Rechtsſtellung Danzigs, die durch die neuen Ver— 
handlungen mit Polen wieder beſonders akut geworden iſt, 
wird in dieſer Schrift in klarer und knapper Form dargelegt. 
Natürlich kann ſich der Verfaſſer in dieſem engen Rahmen 
nicht mit den zahlloſen Einzelfragen der Danziger Rechts⸗ 
ſtellung befaſſen und auch nicht in eine Erörterung der Ver⸗ 
ſchiedenheiten der beiderſeitigen Rechtsauffaſſungen ein⸗ 
treten. Er hat ſich auf die Darſtellung der weſentlichſten 
Rechtstatſachen beſchränkt und in einem, die knappe Hälfte 
der Schrift umfaſſenden Anhang die wichtigſten vertrag⸗ 


215 


lichen und ſonſtigen Beſtimmungen, die Danzigs rechtliche 
Stellung regeln, wiedergegeben. Er hat auf dieſe Weiſe ein 
gut brauchbares Handbuch zur Danziger Frage geliefert. 
Unter den Vertragstexten, die im Anhang beigefügt ſind, 
ſind beſonders der ſog. Pariſer Vertrag vom 9. September 
1920, der die Grundlage des Danzig⸗polniſchen Verhältniſſes 
bildet, und das Uebereinkommen über die Rechte der Polen 
in Danzig vom 18. September 1933 zu erwähnen. Was 
dieſes letztere Uebereinkommen anlangt, fo iſt es in dieſem 
Zuſammenhang angebracht, auf eine Unſtimmigkeit zu ver⸗ 
weiſen, die zwiſchen dem deutſchen und dem franzöſiſchen 
Text beſteht. Im Artikel 1 dieſes Uebereinkommens, der von 
der Errichtung öffentlicher Elementarſchulen mit . 
Unterrichtsſprache handelt, heißt es im deutſchen Text, daß 
ſolche Schulen zu errichten ſind, wenn es „von Erziehungs⸗ 
berechtigten für mindeſtens 40 ſchulpflichtige Kinder pol» 
niſcher Herkunft oder Sprache“ beantragt wird; 
im franzöſiſchen Text dagegen heißt es: „.. 
légalement responsables de l' education d'au moins 40 enfants 
de l’äge scolaire ressortissants dantzikois d'origine ou de 
langue polonaise...“ („von den Erziehungsberechtigten von 
mindeſtens 40 ſchulpflichtigen Kindern Danziger 
Staatsangehörigkeit polniſcher Herkunft oder 
Sprache“). Der Kreis der Kinder, die zur Errichtung einer 
öffentlichen Volksſchule en iſt, iſt im franzöſiſchen 
Text alſo enger umriſſen als im de 


für Danzig günſtigere franzöſiſche Originaltext als maß⸗ 
gebend angeſehen werden. Unerklärlich bleibt es freilich, wie 


die falſche Be in das „Geſetzblatt für die Freie 
4 u = 


Stadt Danzig“ aufgenommen werden konnte. Es wäre 

vielleicht zweckmäßig geweſen, bei der Wiedergabe des er— 

wähnten Uebereinkommens in der Broſchüre von Giere auf 

die immerhin nicht unweſentliche Abweichung des deutſchen 

vom franzöſiſchen Text hinzuweiſen. Im übrigen kann die 

außerordentlich klare Arbeit Gieres nur empfohlen werden. 
6 Dr. K. 


Dreiunddreißig Lieder aus Hultſchin. Von Auguſt 
Scholtis. Verlag Die Rabenpreſſe, Berlin 1935. Mit 
Federzeichnungen von Wilhelm Doms. — Scholtis hat 
33 Lieder ſeiner Huültſchiner Heimat aus dem Waſſer— 
mähriſchen ins Deutſche übertragen, Spott- und Liebes— 


lieder, Soldaten- und Wiegenlieder, Verſe, wie ſie immer 


wieder irgendwann und -wo im Volke entſtehen und vom 
Volke geſungen werden. „Ich habe ſie mir“, ſchreibt Scholtis 
dazu, „textlich und geſanglich als e eee Erbgut 
meiner Herkunft bewahrt. Jedes einzelne dieſer 

ürtextlich in feinem Grundgehalt fo tief, in feiner Lebens⸗ 
weisheit fo einfältig, in feiner Gläubigkeit jo unendlich breit 
und in feiner Liebe fo hoch, daß es mir manchmal dünkt, 
jedes dieſer dreiunddreißig Lieder langte hin, ein ergreifen⸗ 
des Epos rundherum zu ſchreiben und den geheimnisvollen 
Sinn dreiunddreißig Mal zu beſchwören. .. Man darf es 
dankbar begrüßen, daß Scholtis, der in ſeiner „Baba“ Art 


und Weſen der zweiſprachigen Menſchen des oberſchle 1555 
ieder 


Landes lebenswahr zu ſchildern verſtand, uns dieſe 
eines ſich zum Deutſchtum bekennenden Völkchens mit⸗ 
geteilt hat. Dr. K. 


Joſef Pilſudſki. Der große Marſchall. Von Dr. Wac⸗ 
aw Lipinſki. Eſſener Verlagsanſtalt, Eſſen 1935. 
79 Seiten. Aus dem Polniſchen übertragen von Jean Paul 
d'Ardeſchah. — Bei dem vorliegenden Buch handelt es ſich 
um die biographiſche Einleitung zu einer vierbändigen Aus⸗ 
gabe der „Erinnerungen und Dokumente“ von Joſef Pil⸗ 
ſudſki, die ſoeben in der Eſſener Verlagsanſtalt zu erſcheinen 
begonnen hat. Der Verfaſſer der Biographie it Major im 
Warſchauer Militärhiſtoriſchen Büro. Die Darſtellung 
Lipinſkis iſt ruhig, faſt nüchtern. Er vermeidet es im all⸗ 
gemeinen, in politiſchen Dingen Werturteile zu fällen. Das 
unterſcheidet ihn zu ſeinem Vorteil von den meiſten politiſchen 
und hiſtoriſchen Schriftſtellern Polens. Daß zu manchen 
Fragen der deutſch⸗polniſchen Beziehungen, die Lipinſki be⸗ 
rührt, von deutſcher Seite eine andere Auffaſſung vertreten 
werden kann, liegt in der Natur der Sache. Man wird von 
einem Polen nicht verlangen, daß er ſolche Fragen vom 
deutſchen Standpunkt aus betrachtet, wie man es umgekehrt 
als abgeſchmackt bezeichnen muß, wenn ſich deutſche Schrift: 
ſteller eine polniſche Brille ausleihen, wenn ſie die Abſicht 
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utſchen. Da es ſich beim 
deutſchen Text nur um eine Ueberſetzung handelt, muß der. 


Polen. 


iedchen iſt 


Opperauer Straße 4, früher Liſſa in Poſen, am 26. 9. 90 Jahre. 


haben, ſich über polniſche Dinge auszulaſſen. Wie in allen 
Büchern, die bisher in deutſcher Sprache über den Marſchall 
erſchienen ſind, ſo treten die Kräfte, die außer dieſem an der 
Erringung der polniſchen Staatlichkeit mitgewirkt haben, 
auch in der Darſtellung Lipinſkis zurück. Dieſe Art, die 
Aufmerkſamkeit ausſchließlich auf den Marſchall und ſeine 
nächſte Umgebung zu lenken, wird der hiſtoriſchen Entwick⸗ 
lung, die mit dem Namen Pilſudſkis verbunden iſt, nicht 
gerecht. Es tut der Bedeutung dieſes Mannes durchaus 
keinen Abbruch, wenn man auch der anderen gedenkt, die 
teils neben, teils gegen ihn an der Erreichung desſelben 
Zieles mitgewirkt haben. Im Gegenteil kann erſt auf dem 
Hintergrund dieſer Anderen der Wert des Einen plaſtiſch 
herausgearbeitet werden. Das heißt: Man wird Leiſtung 
und Eigenart Pilſudſkis nicht recht begreifen, wenn man ſich 
nicht auch eingehend z. B. mit ſeinem größten „inneren“ 
Gegenſpieler, Roman Dmowſki, befaßt. Und man ergreift 
durchaus nicht für den Führer der Nationaldemokraten 
Partei, wenn man feſtſtellt, daß das Werk Pilſudſkis ohne 


die Lebensarbeit ſeines innerpolitiſchen Feindes vielleicht 


nicht gelungen wäre. Daß ein polniſcher Pilſudſkianhänger 
Bedenken haben kann, feinen Marſchall auf diefem Hinter- 
grunde zu ſchildern, mag verſtändlich erſcheinen. Es muß 
aber doch betont werden, daß es für einen deutſchen Be⸗ 
ſchauer der polniſchen Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
kaum denkbar iſt, Pilſudſki ſo zu ſehen, als ob es einen 
Dmowſki nicht gegeben hätte. Es bleibt noch die Frage, ob 
es notwendig und zweckmäßig war, die Einleitung zu einer 
deutſchen Ausgabe der Schriften Pilſudſkis von einem 
Polen ſchreiben zu laſſen. Man muß dieſe Frage ent⸗ 
ſchieden verneinen. Dr. K. 


Marſchall Pilſudſki. Der Schöpfer und Lenker des neuen 
on Friedrich Wilhelm von Oertzen. 
R. Kittler Verlag G. m. b. H., Berlin W 35. 1935. Mit 
17 Abbildungen. 145 Seiten. Preis kart. 2,90 7, Leinen 
3,80 Nu. — Oertzen beweiſt auch in dieſem Buche wieder 
ſeine beſondere Befähigung zu geſchichtlicher Reportage. Die 
Epiſoden, die er aus dem Leben des Marſchalls ſchildert, find. 
farbig und bewegt; ſie prägen ſich ein. Aber das Leben des 
Marschalls hat eben nicht nur aus dieſen Epiſoden beſtanden. 
Die Art der Stoffbehandlung bringt es mit ſich, daß Oertzen 
mehr das äußere Geſchehen beachtet, ſich aber weniger in 
das eigentliche Weſen des Marſchalls vertieft, das ſich — 
wenigſtens für die Zeit vor dem Maiumſturz — aus deſſen 
eigener ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit ableſen läßt. Die Zeit 
nach dem Umſturz wird, wie übrigens in allen Pilſudſki⸗ 
büchern, auch von Oertzen nur nebenſächlich behandelt, ob 
wohl eine in die Tiefe gehende Darſtellung ſich gerade dieſer 
Zeit der politiſchen Erfüllung eines kämpferiſchen Lebens 
zuwenden müßte. Dr. K. 


Deutſches Brauchkum. Ein Führer durch die deutſchen 
jahreszeitlichen Volksfeſte. Von Kurt Böhme. Ludwig 
Voggenreiter⸗Verlag, Potsdam 1935. 75 Seiten. Preis 
1,40 . — Aus der unendlichen Vielgeſtaltigkeit deutſchen 
Brauchtums, das, landſchaftlich und ſtammlich verſchieden, 
doch auf gemeinſame germaniſche Wurzeln zurückgeht, hebt 
Böhme in flüſſiger Darſtellung das Weſentlichſte hervor und 
ſpricht über deſſen urſprüngliche, vielfach vergeſſene und ab⸗ 
gewandelte Bedeutung. Er will nicht nur darſtellen, was an 
altem Brauchtum vorhanden iſt, ſondern zugleich Anregungen 
zu ſeiner Neugeſtaltung geben. Für die allenthalben ſich 
regenden Kräfte, die eine den Bedingungen neuen Gemein- 
ſchaftserlebens entſprechende Wiederbelebung alten Brauch⸗ 
tums erſtreben, kann die Arbeit Böhmes ein nützlicher Weg: 
weiſer ſein. Die überſichtliche Anordnung des Stoffes und ein 
Schlagwortverzeichnis erleichtern die Verwendung dieſes 
praktiſchen Führers durch die deutſchen Volksfeſte. Dr. K. 
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